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Transsexualitat und Recht 

Oder: Das falsche Geschlecht. Über die Inkongruenz biologischer, sozialer und 
rechtlicher Geschlecbterkategorisierungen. 

Andrea Büchler, Dr. iur., Lehrbeauftragte an der Universiti.it Base! 
·Michelle Cottier, lie. iur., MA, wissenschaftliche Assistentin an der Universitiit Basel 

Sticbwôrter: Transsexualitiit, Geschlechtsumwandlung, Statusklage, Recht auf 
geschlechtliche ldentitiit, Geschlecht 
Mots clefs: Transsexualité, changement de sexe, action d'état civil, droit à l'identité 
sexuelle, sexe. 

1. Die Pramisse: Eine bipolare Geschlecbterordnung 

Wird ein Kind geboren, so stellt sich ais Erstes die Frage nach dessen 
Geschlecht. Zwar werden einige behaupten, das Geschlecht des Kindes lasse ihr Ver­
halten dem Neugeborenen gegenüber unbeeinfiusst, 1 gleichwohl brauchen wir diese 
erste Gewissheit. Auf unsere Frage gibt es nur zwei mogliche Antworten. Die bei der 
Geburt vorgenommene Zuordnung bleibt bestimmend für das ganze Leben, und 
deren soziale und rechtliche Folgen sind enorm.2 Das geltende Recht verlangt, dass 
die Geschlechtszugehbrigkeit sofort bestimmt und amtlich gemacht wird: lm Laufe 
der ersten drei Lebenstage3 muss die Geburt angezeigt und damit aucb Name und 
Geschlecht4 des Kindes im Geburtsregister eingetragen werden. Für Zweifel bleibt 
keine Zeit. 

Folglich ist nicht nur das Geschlecht ein bestimmender Faktor, auch die Exis­
tenz von nur zwei Geschlechtskategorien , mannlich und weiblich, gilt ais Grundtat­
sache, ais nicht weiter hinterfragbares Faktum, das zwar nicht mehr zwingend ais 

1 Das entsprichl fre ilich nicht den Ta tsachen. Zahlreiche Unte rsuchungen bclcgcn, dass unser Verhal­
ten diffe riert je nacb dem , ob wir es mit einem Knaben oder mit einem Mlidchen :w lun haben . Vgl. 
z.B. die Be itrage in SCARUATHISc1-1LOrrAu/STRAUBIWALDMANN (Hrsg.), GeschJechter: zur Kritik und 
Neubestimmung gescWechterbezogcncr Sozialisation und Bildung, Opladcn 1999. 

2 Trotz des verfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgebots (Art. 8 BV) ist das biologische Geschlech t 
nach wie vor rcchtlich von einiger Bedeutung, so zum Beispicl in den Bereichen der Wehrpflicht, des 
Abstammungsrechts, des Sozialversicherungsrechts, d es Strafrechts usw. Auch die Rechtswirklichkeit 
entspricht dem Gleichbehandlungsgrundsatz bekanntlich noch lange n icht. 

3 Art. 65 A bs. 1 Z ivilstandsverordnung (ZStV). 
4 A rt. 67 Abs. 1Ziff. 3 ZStV. 
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Resultat gottlicher Schôpfung betrachtet wird, gleichwohl aJs Bestandteil der Natur 
gilt.5 

Die Zweigeschlechtlichkeit ist geschichtlich betrachtet ein neueres Phanomen. 
Bis ins 18. Jahrhundert herrschte namlich in unseren Breitengraden das Ein­
Geschlechts-Modell var, wonach die Frau ais Variante des Mannes betrachtet wurde. 
Eine sicb allmahlich herausbildende Kultur der Diffei;enz führte dazu, dass das Ein­
zugunsten des eine polare Ordnung implizierenden Zwei-Geschlechter-Modells auf­
gegeben wurde.6 Doch auch heute setzt die Biologie Fragezeichen hinter die Selbst­
verstandlichkeit der Zweigeschlechtlichkeit und die Eindeutigkeit der Zuordnung. 
Das biologische Geschlecht ist namlich nicht immer sicher zu bestimmen. Wie G1L­
DEMEJSTER und WE·r r ERER zusamrnenfassend feststellen, treffen Biologie und Phy­
siologie «eine weitaus weniger trennscharfe und weniger weitreichende Klassifizie­
rung als manche Sozialwissenschaft (und das Alltagsbewusstsein) und entwerfen ein 
sehr vie! differenzierteres Bild des scheinbar so wohlumrissenen binaren biologi­
schen Geschlechts. Mannliches und weibliches Geschlecbt sind nicht zwei entgegen­
gesetzte, einander ausschliessende Kategorien, sondern vielrnehr ein Kontinuum, 
bestehend aus dem genetischen Geschlecht, dem Keimdrüsengeschlecht und dem 
Hormonengeschlecht.»7 In der modernen Biologie werden Diskrepanzen zwischen 
chromosomalem, gonadalem und/oder somatischem Geschlecht ais so genannte 
Intersexualitat anerkannt.S Die quantitativen Angaben bezüglich des Vorkomrnens 
der Intersexualitat bei Neugeborenen variieren zwischen 0,003 bis 4 Prozent.9 

Befunde der ethnologischen Geschlechterforschung verweisen zudem darauf, dass 
erstens die Binaritat der Geschlechterordnung keine universelle Selbstverstandlich­
keit ist und es zweitens Kulturen gibt, die den Varianzen durch die Unterscheidung 
mehrerer Geschlechter Rechnung tragen oder die zumindest keine essentielle Ver­
bindung zwischen dem biologischem und dem sozialen Geschlecht herstellen. 10 

lm geltenden Kontext der Zweigeschlechtlichkeit gibt es mindestens zwei auf 
den ersten Blick entgegengesetzte Perspektiven der Annaherungen an Transsexua-

5 Vgl. G tLDEMETSTER REGINEIWETTERER ANGELIKA, D ie soziale Konstruktion der Zweigeschlechtljch­
keit und ih re R eifizierung in die Frauenforschung, in : KNAPP/WETTERER (Hrsg.), Traditionen - Brüche. 
E nt wicklungen feministischer Theo rie, Freiburg i. Br. 1992, 20 1. 

6 Vgl. ausführlich zum Wande l vom Ein- zum Zwe i-Geschlechter-Mode U LAQUEUR TuoMAS, Auf dem 
Leib geschrie ben. Die lnszenierung der Geschleeh te r von der Antike bis Freud, Frnnkfurt am Main 

1992, 87 ff. 
7 G TLDEMEISTER REGINEIWE'ITERER ANGELIKA (Fn. 5), 201, 209. So a uch LORJJER JuotTHIFARELL SUSAN 

A .. Principles o f Gende r Constructio n. Pre face Par t I, in: LoRBERIFARELL (Hrsg.), The Social Con­
struction of G e nder, Newbury Park/London/New D elhi 1991 , 7 ff. 

8 H ermaphroditen, auch Zwitte r genannt, sind eine Form von lnte rsexen. lntersex ualitlit ist klar von 
der Transsexualitli t zu unte rscheiden. 

9 Vgl. HALLER D IETER, Wider das Diktat der zweigeschleehtlichen Ordnung des Sozialcn. E thno logi­

sche A nsatze zur Frage der l dentitat, NZZ vom 1./2. Jul i 2000, 95. Vgl. auch HERRING JoNATIJAN, 
As~igning Sex and lnlersexuals, [2001] Faro L aw 762 ff. 

JO Siehe dazu die H inweise in HALLER DIETER (Fn. 9), 95. 
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litat beziehungsweise an den Diskurs11 über diese. Transsexualitat meint die Diag­
nose einer Inkongruenz zwischen dem biologischen und dem sozialen Geschlecht im 
Sinne einer Abweichung von der Norm der Koinzidenz. Folglich setzt einerseits das 
Konzept der Transsexualitat und die Môglichkeit des Geschlechtswechsels eine 
bipolare Geschlechterordnung voraus. Transsexualitat erscheint ais (Neben-)Pro­
dukt eioes binar strukturierten Denkens. Sie setzt aber nicht nur ein solches Denken 
voraus. Die der Transsexualitat zugrunde liegende «Objekt-Subjekt-Spaltung» und 
der starke Wunsch der Betroffenen nach einer «Konvergenz-Prozedur»,12 also eines 
Verfahrens zur Herstellung von Übereinstimmung zwischen Biologie und Identitat 
- in der feministisch-theoretischen Sprache zwischen Sex und Gender13 - , bedeutet 
auch eine standige Reproduktion der Logik, die Transsexualitat erst hervorruft: »Die 
bedauerte Konvertibilitat der Geschlechter endet mit dem Platzwechsel innerhalb 
eines Geschlechtersystems, dessen zweiwertige Logik dadurch ebensowenig in Frage 
gestellt wird wie seine implizite Asymmetrie».14 Das lnsistieren auf eine von dem 
vorgegebenen biologischen Geschlecht abweichende und mit diesem angeblich 
inkompatible Geschlechtsidentitat betont nicht nur die polare Zweigeschlechtlich­
keit, sondern ebenso die zwingende Kongruenz zwischen biologischen und sozialen 
K ategorien. Andererseits lasst sich nicht leugnen, dass das Phanomen der Transse­
xualitat nicht nur die «Natürlichkeit» der Geschlechter in Frage stellt und ais uner­
hôrter Akt des Widerstandes gegen die Natur bezeichnet werden kônnte, sondern 
auch die gewohnten Ordnungskategorien anzweifelt. Die vermeintliche Selbstver­
standlichkeit des biologischen Geschlechts ais unabanderliche Kategorie und des-· 
halb Grundlage von Geschlechtsidentitat und heterosexueller Subjektivitat erfahrt 
eine Erschütterung. Und es ist wohl das subversive Potenzial, welches dem gedank­
lichen oder realen Moment der geschlechtlichen Grenzüberschreitung (und -auflo­
sung?) innewohnt, das der Transsexualitat offentliches und wissenschaftliches lnte­
resse eintragt.ts 

11 n-anssexualitat und der Diskurs über diese sind im Grunde zu trcnnen, vor allem im Hinblick darauf, 
dass der Diskurs Aufschluss über die Mechanismen der Konstruktion gibt, Transsexualita t als Phano­
men hingegen das Leben von Personen bestimmt. 

12 RUNTE ANNJ:fffE, Biographische Operationen. Diskurse der Transsexualitat, München 1996, 14. 
13 Gemeint ist die im feministischen Diskurs fest verankerte terminologische lrennung zwiscben dem 

biologischen und dem sozialen Geschlecht. «Sex» meint demnach das aufgrund korperlicher Merk­
male identifüierte Gescblecht einer Person, «Gender» hingegen bezieht sich auf die sozialen Konse­
quenzen dieser geschlechtlichen Zuordnung. Die Gender-Rollen, welche eine·Person übernimmt, um 
die mit dem biologischen Geschlecht verbundenen E rwartungen zu erfüllen, sind Teil der geschlecht­
lichen ldentittit. Vgl. e ingehend zum Begriff «Gender» und seine Bedeutung für das Recht KAor-Dm­
NER REGULA, Gender Studies - vom Geheimcode zum Schlüssclwort? Was bringt die Gender-Per ­
spcktive dem Recht?, AJP 2001, 371 ff. 

14 RUNTE ANNETTE (Fn. 12), 14. 
15 Vgl. auch JAGER lJLLE, Transgender: Shifting the Paradigm? Zur Aufrechterhaltung und lnfragestel­

lung der zweigeschlechtlichen Ordnun g, in: BRANDERISCHWEIZERISnTr:R-LlVER (Hrsg.), Geschlech­
terdifferenz und Macht. Reflexion gcsellschaftlicher Prozesse, Freiburg i. Ü. 2001, 77, 79 f. 
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In der Widersprüchlichkeit dieser zwei Perspektiven der Annaherung wider­
spiegelt sich das Dilemma des Sex-Gender-Diskurses. Mit der Unterscheidung zwi­
schen Sex und Gender wurde es zwar mdglich , determinierte Zuweisungsprozesse zu 
brechen und persdnliche Optionen unabhiingig vom Geschlecht zu denken. «Man 
kommt nicht als Frau zur Welt, man wird es», hiess der programmatische Satz von 
SIMO NE DE B EAUVOIR. Diese Analyse war notwendig, um dem dominanten Diskurs 
zu begegnen, welcher das gesellschaftliche Verhàltnis der Geschlechter und deren 
verschiedene Rollen primar in der unterschiedlichen kdrperlichen Beschaffenheit 
der Geschlechter begründete.16 Allerdings basiert auch der Sex-Gender-Diskurs auf 
einer biologischen Konstante, auf der Invariabilitiit und Binaritiit der Kategorie Sex. 
Hingegen haben Untersuchungen darauf hingewiesen, dass <las, was ais Sex wahrge­
nommen wird, ebenso vom jeweiligen sozialen und historischen Kontext abhangig 
ist.J7 Weil im Sex-Gender-Diskurs das eine ohne das andere nicht zu denken ist, 
ldentitatserwerb jenseits eines Bezuges auf die Geschlechterkategorisierung nicht 
mëghch ist und Identitat also immer (auch) als Bearbeitung der biologischen Zuord­
nung erscheineh muss, ist das Modell kaum geeignet, Phanomcne der lnkongruenz 
von sozialen, biologischen und rechtlichen Geschlechterkategorien theoretisch 
anzugehen. 

Einen theoretischen Ausweg bietet der Gedanke der Konstruktion, welcher in 
der feministischen Theoriebildung seit den spaten 70er Jahren an Bedeutung gewon­
nen hat. Die These lautet, dass die Geschlechter und die zwischen diesen bestehen­
den Differenzen durch eine Vielzahl sozialer Prozesse hervorgebracht werden und 
auch das biologische Geschlecbt keine ausserkulturelle Naturtatsache darstellt: «Die 
noch in feministischen Analysen als selbstverstandlich biologisch vorgegeben 
gedachte Zweigeschlechtlichkeit des Menschen erweist sich ais undurchschaute 
soziale Konstruktion , deren universalistische Implikationen nicht zuletzt ethnozent­
rische Vorurteile festschreiben.» is Demgegenüber vertritt die Theorie der Konstruk­
tion, dass geschlechtlich differente Kdrper als Resultat gesellschaftlicher Praktiken 
zu verstehen sind.19 Die entsprechenden Untersuchungen beschaftigen sich mit der 
Frage, mit welchen Mitteln, an welchen Orten, zu welchen Zeiten und politischen 
Zwecken die bipolare Geschlechterordnung erzeugt wird.20 Die Konstruktion der 
Transsexualitat ist in diesem diskursiven Kontext immanenter Bestandteil der Kons­
truktion der Zweigeschlechtlichkeit, und deshalb lasst sich am Beispiel der Transse­
xualitiit Geschlechterkonstruktion veranschaulichen. Die wegweisende Arbeit von 

16 Vgl. MAJHOFER ANDREA , Geschlecht ais Existenzweise, Frankfort am Main 1995, 19. 
17 Wegweisend L AQUEUR THOM A S (Fn. 6). 
18 G ILDEMEISTER R EGINEIWEITERER ANGELlKA {Fn. 5), 201, 210. 
19 Wegweisend BtJTLER JuorTH, Das Unbehagen der Geschlcchter, Frankfort am Main '1991; vgl. LINDE­

MANN GEsA, K0rper - Leib - Geschlcchterdifferenz, in: BRANDER/ScHWE!ZERiSrrrER-L rvER (Hrsg.), 
Geschlechterdifferenz und Macht. Reflexion gesellschaftlicher Prozesse, Freiburg i. Ü. 2001, 15 ff. 

20 Vgl. G TLDEMEJSTER REGTNEIWëITERER ANGELIKA (Fn. 5), 201, 202. 
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HIRsCHAUER hat die medizinischen, sozialen und politischen Prozesse untersucht, die 
zum theoretischen und praktischen Konzept der Transsexualitat geführt ha ben und 
führen. Er ist nicht nur zum Schluss gekommen, dass Transsexualitat ein historisches 
Projekt war,21 sondern auch, dass «Transsexualitat vor allem durch die Medizin 
selbst hervorgebracht wird.»22 

II. Medizinische Behandlung von Transsexualitat 

Dass clas Phanomen der Transsexualitat ein geeignetes Demonstrationsobjekt 
für die Analyse der sozialen Konstruktion der bipolaren Geschlechterordnung abgibt 
und diese gleichzeitig in geradezu subversiver Weise untergrabt, clarf nicht darüber 
hinwegtauschen , dass gerade diese Zugehürigkeit zu einem der beiden sozial (und 
rechtlich) akzep tierten Geschlechter für Transsexuelle eine materielle und reale 
Bedeutung hat. Transsexuelle sind Menschen, die sich in einem bestimmten Zeit­
punkt dazu entscheiden , von ihrem kôrperlich sichtbaren und in den Zivilstandsre· 
gistern festgehaltenen Geschlecht in das andere zur Verfügung stehende Geschlecht 
zu wechseln. Der Begriff Transsexualismus wird medizinisch bezeichnet als «der 
Wunsch, als Angehoriger des anderen Geschlechtes zu leben und anerkannt zu wer­
den. Dieser geht meist mit Unbehagen oder clem Gefühl der Nichtzugehürigkeit zum 
eigenen anatomischen Geschlecht einher. Es beste ht der Wunsch nach chirurgischer 
und hormoneller Behandlung, um den eigenen Kërper dem bevorzugten Geschlecht 
soweit wie mëglich anzugleichen.»23 Anders als bei der Intersexualitat besteht bei 
diesen Menschen bei G eburt in der R egel eine Übereinstimmung von chromosoma­
lem, gonadalem und somatischem Geschlecht. 24 Transsexuelle lehnen nicht nur die­
sen Korper und insbesondere seine ausseren Merkmale, sondern auch die damit ver­
bundene Geschlechtsrollenerwartung ab.25 Damit handelt es sich weniger um ein 
Problem der Sexualitat denn um Widersprüche in der Geschlechtsidentitat, welche 
fur die Betroffenen mit eînem erheblichen Leidensdruck ve rbunden sind.26 

In der Schweiz ist die Durchführung von Geschlechtsumwandlungsoperationen 
als Behandlung bereits seit den 1930er Jahren bekannt.27 Bezüglich der heutigen 

21 D azu nachste hend IIT. 1. a). 
22 H1RSCl-JAUf.R STEFAN, Die soziale Konstruktion derTranssexualit1it, 2. Autl., Frankfort am Main 1999, 9. 
23 De finition na ch ICD-10, F 64.0; vgl. a uch RAUCliFLEISCH lJ.IBARTH D./BATIEGAY R. , R esultate einer 

Langzcitkatamnese von Transsexuellen, Ner venarzt 1998, 799. 
24 VgL SHARPE ANDREW N EVILLE, Anglo -Australian Judicia l Approaches to Transsexuality: D iscontin ui­

ties, Continu ities and Wider Issues at Stake, fi Social & Legal Studies 1997, 23. 
25 VgL SPEHR C HRISTIANE, Probleme der Transsexualitat und ihre medizinische Bewaltigung, Heidelberg 

1997,2. 
26 VgL CORRELL CA'.rHRIN, lm falscheu Korper, E in Beitrag zur r echtlichc n und tatsachlichen Problem a­

tik der Transsexualita t, NJW 1999, 3372, 3373. 
27 Nachweise in ZBJ 196 1, 418,420. 

24 



Fam Pra.ch 1/2002 Transsexualitat und Recht 

Verbreitung des Phanomens variieren die internationalen Schatzungen zwischen 1,9 
bis 2,4 transsexuelle Personen auf 100 000 Einwohner,28 was für die Schweiz eine 
Zahl von ca.137 bis 173 Betroffenen ergeben würde.29 Die Zahl der Mann-zu-Frau­
Transsexuellen war noch in den 50er Jahren, als die ersten international beachteten 
Operationen durchgeführt wurden,30 im Vergleich zu den Frau-zu-Mânn-Transsexu­
ellen bis zu 50 mal hôher. Nun wird in der Literatur von einem Verhaltnis von 3:1 bis 
1:1 berichtet.31 

Seit den 50er Jahren wurde in der Medizin ein Therapiekonzept für die Behand­
lung von Transsexualitat entwickelt, das in international verbreiteten Standards fest­
gehalten32 und heute auch in der Schweiz allgemein anerkannt ist.33 Die Behandlung 
beginnt mit einer etwa einjahrigen psychotherapeutisch begleiteten Phase der Diag­
noseste llung, welche auch den so genannten Alltagstest, das heisst <las Leben in der 
anderen Geschlechtsrolle, einschliesst. Darauf folgt die Hormonbehandlung, die 
bereits kôrperliche Merkmale wie Haarwuchs, Stimme oder Fettverteilung am Kôr­
per verandert. Ais letzter Schritt konnen sich Transsexuelle schliesslicb einer Opera­
tion unterziehen, in der ihnen die Merkmale des Ausgangsgeschlechts entfernt und 
diejenigen des Zielgeschlechts soweit moglich aufgebaut werden.34 Die Betroffenen 
werden durch die Operation fortpftanzungsunfühig gemacht. Zudem sind haufig auch 
trotz der operativen Behandlung noch weiterhin Merkmale des Ausgangsgeschlechts 
erkennbar. Auch wenn die medizinische Fachwelt von den operierten Transsexuellen 
ais «neugeschlechtliche Menschen»35 spricht, muss aus diesen Gründen die Totaltun­
wandlung ais Fiktion bezeichnet werden.36 Das auf Pathologisierung und Heilung von 

28 Vgl. SIGUSCH VOLKMAR, Tran ssexua lismus, Forschungsstand und klinische Praxis, Nerve narzt 1997, 
870, 873. F ür die Zahl der A ntr age auf Vornamens- und Geschlechtsandc rung in De utschland vgl. 
ÜSBURG SusANNEIWEnzrr CoRDULA, Be trachtungen über :œhn Jahr e Transsexue llen gesetz, Recht & 
Psychiatrie 1993, 94 ff. 

29 Genaue Fallzahlen fehle n für die Schweiz, vgl. Z EYER ALBERT, Transsexualismus jenseits d er Sensati­

on, Abkliirungs- und Behandlungskonzepte in der Schweiz, NZZ vom 18./19. Septem ber 1999. 
30 Yereinzelt wurde n solche E ingriffe in M itteleuropa bere its am Anfang des Jahrhu nderts vorgenom­

men, vgl. S1GuscH Vm.KMAR, Nervenarz t 1997, 870. 
31 Vgl. StousCH VoLKMAR, Nervenarzt 1997, 870, 873. 

32 Vgl. für die de utschen Standa rds: KocKoTT G., Mitteilun g über die Verëffentlichung von Standards 
d er Behandlung und Begutachtung von Transsexu elle n, Nerven arzt 1997, 920 ff.; Standard s der Harry 
Be njamin In te rnation al Gender D ysphoria Associa tion : http://www.hbigda.org/soc.html. 

33 Vgl. ZEYER ALBERT, NZZ vom 18./19. September 1999. 
34 Ygl. für Beschreibungen des Behandlungsablaufes: ZEYER ALBERT, NZ Z vom 18./19. Septernber 1999; 

SPEHR CHRISTlANE (Fn. 25), 4 ff.; SIGUSCH VOLKMAR, Nervenarzt 1997, 870, 874 ff. 
35 So ZEYER ALBERT, NZZ vom 18./19. September 1999. 
36 Vgl. WHnTLE STEPHEN, Transgende r - A Ne w Agenda in Human R ights, in: H EGARTY (Hrsg.), A 

Human Rights Agenda for the 1\.venty First Century, London 1999, 201 ff., auch publiziert unter 
http://www.ts-information.de/whittle.htm 1 (zuletzt besucht am 26.9.2001); die Seite nangabcn bezie­
hen sich im Folgende n auf die e lektronische Ver sion. 
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«Stbrungen» der Geschlechtsidentitat durch Operation basierende medizinische 
Modell der Transsexualitat ist denn auch zunehmender Kritik ausgesetzt.37 

III. Transsexualitat und Recht 

1. Geschichtlicher und rechtlicher Diskurs der Idee der Zweigeschlechtlichkeit 
und der Transsexualitiit 

a) Geschichtliche Anmerkungen 

Wirft man einen Blick zurück in die Geschichte der Geschlechtsbestimmung, so 
definierte das Recht nicht immer eine rein zweigeschlechtliche Ordnung.38 Das 
romische Recht kannte für Palle «genitaler Zweideutigkeit» die Regelung, wonach 
<las «Überwiegen» der Merkmale über die Geschlechtszugehi::irigkeit entschied. Das 
kanonische Recht entwickelte neben dem Prinzip des Überwiegens eine zusatzliche, 
eigenstandige Losung: Der Zwitter erhielt rnit dem Erreichen des heiratsfahigen 
Alters ein geschlechtliches Wahlrecht, er konnte sich zum einem oder anderen 
Geschlecht bekennen. Dem Va ter kam im Sinne eines provisorischen Fremdbestim­
nrnngsrechts bei Minderjiihrigkeit das Rech t zu, zum Zeitpunkt der Taufe das vor­
erst geltende Geschlecht zu bestimmen. lm Laufe des 18. Jahrhunderts allerdings 
schwand zufolge des wachsenden Einflusses der Medizin das Selbstbestimmungs­
recht, und es setzte sich allmiihlich eine Untersuchungspflicht durch. Mit medizini­
schen Expertenurteilen wurde versucht, das wahre Geschlecht zu entziffern, in der 
Meinung, was ais Herrnaphroditismus galt, lediglich Pseudohermaphroditismus sein 
konne. Die Mediziner widmeten sich also zunehmend der Gescblechtsbestimmung, 
der Freilegung des zwar verborgenen, aber natürlichen Geschlechts. Sowohl das 
Bayerische Gesetzbuch von 1756 wie auch das Preussische Allgemeine Landrecht 
von 1794 kannten allerdings noch Zwitter. Diese Regelungen widerspiegeln einen 
Kompromiss zwischen dem Prinzip der Selbstbestimmung und der Definitionsmacht 
der Arzteschaft. Wahrend ersteres Gesetz sich noch am Konzept des «Ûberwiegens» 
orientierte und dafür den Rat der Sachverstandigen befolgte,39 stellte das Preussi-

37 Vgl. SwARTZ Louis H ., A Time for Stocktaking: Law, Marriage and Social Policy under the Medical 
Mode l o f Transsexualism - and Afte rwards, Paper Presented at the 41h International Congress on 
Crossdressing, Sex & Gender, Philadelphia 2000. 

38 Der folgende Abschnitt basiert insbesondere a uf H1RSCHAUER STEFAN (Fn. 22), 69 ff., und ausführli­

cher WACKE ANoRF.AS, Yom He rmaphrocliten z um Transsexuellen. Zur Stellung von Z wittern in der 
R echtsgeschichte, in : EYRICH/ÜDERSKY/Si\CKER ( Hrsg.) , FS für Kurt Rebmann zum 65. G eburtstag, 

München 1989, 861 ff. 
39 «Hermaphroditen werden dern G eschlecht b eygezehlt, welches nach R ath und M einung deren Ver­

standigen vord ringt; falls sich aber die Gleichbe it hierin bezeigt, sollen sie selbst eins erwahlen, und 
von dem Erwahlte n sub Poena Falsi nich t abweichen». Z itiert nach H1RsCHAUER STEFAN (Fn. 22), 71. 
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sche Allgemeine Landrecht von 1794 das Selbstbestimmungsrecht in den Vorder­
grund. § 19 bis § 23 lauteten: «Wenn Zwitter geboren werden, so bestimmen die Ael­
tern, zu welchem Geschlechte sie erzogen werden sollen. Jedoch steht einem solchen 
Menschen, nach zurückgelegtem achtzehnten Jahre, die Wahl frei, zu welchem 
Geschlechte er sich halten wolle. Nach dieser Wahl werden seine Rechte künftig 
beurtheilt. Sind aber Rechte eines Dritten von dem Geschlechte eines vermeintli­
chen Zwitters abhangig, so kann ersterer auf Untersuchung durch Sachverstandige 
antragen. Der Befund des Sachverstandigen entscheidet, auch gegen die Wahl des 
Zwitters und seiner Aeltem.»40 Schliesslich hat sich die Geschlechtsbestimmungs­
autoritat endgültig zugunsten der Medizin verschoben. Bei der Einführung des deut­
schen BGB im labre 1900 folgte man der medizinischen Meinung, dass es keine ech­
ten Hermaphroditen gebe, und verzichtete konsequenterweise auf eine Regelung 
der Geschlechterzuordnung. Die rechtliche Institutionalisierung der Transsexualitat 
durch den Erlass von entsprechenden Gesetzen in verschiedenen Landern in den 
70er und 80er Jahren41 kann ais Fortsetzung dieser Entwicklung gelesen werden: 
Durch die Regelung der Geschlechtsumwandlung sind jegliche Zwischenraume im 
Konzept der Zweigeschlechtlichkeit explizit ausgeschlossen worden. Die Transsexu­
ellengesetze ermoglichen im Wesentlichen einerseits die Wiederherstellung der Kon­
gruenz biologischer, sozialer und rechtlicher Fakten, die durch operative Ge­
schlechtsumwandlungen und Empfindungen der Betroffenen in Frage gestellt wor­
den sind, und fixîeren andererseits einen Zeîtpunkt für die (rechtlîche) Geschlechts­
umwandlung. Die medîzinische Forschung nahm allerdîngs in der ersten Halfte des 
20. Jahrhunderts unter dem Begriff der «lntersexualitat» die Auseinandersetzung 
mit <lem so genannten echten Hermaphroditismus auf der Basis neuer Geschlechts­
bestimmungsmethoden wîeder auf. Die heutîge Biologie kennt, wie bereits erwahnt, 
ein wesentlich breiteres Spektrum an Geschlechterkategorien ais das Recht. 

b) Das Konzept «Geschlecht» îm schweizerischen Recht 

Der Personenstand umfasst jene Elemente einer Person, die in unserem Rechts­
leben für wesentlich erachtet werden, an deren Kenntnis auch der Staat ein Interes­
se hat und die deshalb beurkundet werden. Dazu gehërt auch das Geschlecht.42 Wie 
bereits eingangs erwahnt, wird innert dreier Tage nach der Geburt das Geschlecht 
einer Persan zur Eintragung in das Geburtsregister gemeldet. Anzeigepfl.ichtig ist 
bei einer Geburt in eînem Spîtal in erster Linîe der Vorsteher dieser lnstitution.43 

Erfolgt die Geburt nicht in einem Spital oder in eîner Anstalt, so sind zur Anzeige 
der Geburt der Reihe nach verpflichtet: der Ehemann der Mutter, die Hebamme, der 

40 Zitiert nach WACIŒ ANDREAS (Fn. 38), 861, 887. 
41 Vgl. nachstehend Fn. 42. 
42 Vgl. ScHMID JORG, Einleitungsartikel des ZGB und Personenrecht, Zürich 2001, N 742 ff. 
43 Art. 61Abs.1 ZStV. 
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bei der Niederkunft zugezogene Arzt, jede andere dabei zugegen gewesene Persan 
und schliesslich die Mutter.44 Das Kind darf nur ais mannlich oder weiblich ange­
zeigt werden. Wahrend jedoch bis vor kurzem der Vorname des Kindes das 
Geschlecht eindeutig erkennen lassen musste, ist in dieser Hinsicht die Wahlfreiheit 
der Eltern mit der revidierten Zivilstandsverordnung deutlich vergrossert worden. 
Die Geschlechtsspezifitat des Kindesnamen ist nicht mehr erfordcrlich, die Grenze 
der Wahlfreiheit liegt freilich dort, wo die Tnteressen des Kindes eindeutig verletzt 
würden, beispielsweise durch offensichtlich dem anderen Geschlecht zugehürige 
Vornamen.45 

Es gibt irn schweizerischen Recht keine gesetzliche Norm, die festlegt, wer als 
Frau und wer als Mann gilt und welche Merkmale über die Geschlechtszuordnung 
entscheiden. Der Gesetzgeber ist offenkundig davon ausgegangen, dass sich das 
Geschlecht eindeutig bestimmen lasst, und zwar, wie gemeinhin angenommen, auf­
grund der korperlichen Merkmale. Das Recht überlasst letztlich die Zuordnung der 
medizinischen Profession beziehungsweise professionellen Dritten. Laut Angaben 
verschiedener Fachpersonen bedarf die Entscheidung der Zuordnung eines Ge­
schlechts eines intersexuellen Menschens bei Geburt oder in den Wochen danach 
einer Reihe genetischer und hormoneller Untersuchungen. Gerichtliche Urteile, die 
im Zusarnmenhang mit dem rechtlichen Nachvollzug einer medizinischen 
Geschlechtsumwandlung ergangen sind, enthalten dennoch teilweise Definitionen 
des Geschlechts. In einem UrteiJ aus dem Jahre 1945 heisst es stellvertretend für 
viele: «Das Geschlecht des Einzelnen wird in erster Linie durch seine kürperliche 
Gestalt bestimmt; aber neben diesern physischen Elernent existiert ein psychisches 
Element, das sich je nachdem betrachtlich unterscheidet, ob es sich um einen Mann 
oder urn eine Frau handelt.»46 Die Geschlechtszugehorigkeit bestimmt sich also 
nicht nur aufgrund so genannt biologischer Attribute, psychische Umstande aller­
dings werden erst dann in die Betrachtung miteinbezogen, wenn die ausseren Merk­
male mehrere Anworten zulassen. So heisst es in einem sehr aufschlussreichen 
Urteil aus dem Jahre 1951: «Das Recht gründet seine wichtigsten Ordnungen auf das 
Nebeneinanderbestehen von zwei Geschlechtern. Es muss dabei auf den ausseren 
Befund abstellen, da die psychischen Eigenschaften des Menschen schwer erfassbar 
sind: Wer bei der Geburt die ausseren mannlichen Geschlechtsmerkmale aufweist, 
gilt ais Mann und analog, wer die ausseren weiblichen Geschlechtsmerkmale auf­
weist, ais Frau. Mit dern Eintrag in das Geburtsregister ist einc Persan rechtlich 

44 A rt. 61 A bs. 2 ZStV. 
45 A rt. 69 A bs. 2hl• ZStV, in Kraft seit 1.7.1994; Ygl. .13R0CKNER CHRISTIAN, Das Personcnrcch t des ZGB, 

Zürich 2000, Nr. 912 ff. ; BUCHER ANDREAS, Natürliche Personcn und Persünlichkeitsschutz, 3. Aufi. , 
Basel/Genf/Mtinchen 1999, N 789 ff. 

46 Urteil des Kantonsgerichts Neuenburg, zitiert in : AUBERT PIERRE/REICH HÉLÈNE, Der E intrag der 
Geschlcchtsiiaderung in die Zivilstandsrcgister, ZZW 1987, 2, 3. 
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einem der beiden Geschlechter zugeordnet. Dies rnuss so lange gelten, ais die 
primaren und sekundaren Geschlechtsmerkmale noch eine Unterscheidung gestat­
ten; wo dies nicht mehr zutrifft, sind auch die psychischen Aktions- und Reaktions­
weisen zu berücksichtigen.»47 Die rechtlichen Praktiken reproduzieren freilich nicht 
nur die Polaritat der biologischen Geschlechterdichotomie, vielmehr enthalten die 
Verweise auf die psychischen Eigenschaften unzahlige Stereotypen zur Betonung 
der Differenz zwischen den k ulturellen und sozialen Geschlechtern.48 

Fehlerhafte Geschlechtszuordnungen zum Zeitpunkt der Geburt49 kônnen zu 
einern spateren Zeitpunkt mit der Berichtigungsklage nach Art. 42 ZGB korrigiert 
werden. Dieses Instrument soll vor allem dazu dienen, in Fallen fehlender Deutlich­
keit der bestimmenden Kürperrnerkmale bei der Geburt von so genannten Zwittern 
spateren Erkenntnissen durch Korrekturen Rechnung tragen zu këmnen.so Dem 
liegt unverkennbar nach wie vor die Ideologie des scheinbaren Herrnaphroditismus 
zugrunde, wonach es das «richtige» Geschlecht irnrner gibt, es gelegentlich jedoch 
erst entdeckt werden muss. Ermëglichen die üblichen Kriterien keine eindeutige Zu­
ordnung bei Geburt, wird haufig eine operative und medikamentôse Behandlung in 
Erwagung gezogen, freilich ohne dass das Kind selbst die E inwilligung dazu geben 
kônnte.51 

47 Urteil des Zivilgcrichts Basel-Stadt vom 19. Oktober 1951, ZBI J.952, 316, 317 f. So auch Urteil des 
Bczirksgerichts St. Galien vom 26. November 1996, SJZ 1997, 442, 443: «Solange ein Mensch jedoch 
aile kürperlichcn Eigenschaften des Geschlechts bcsitzt, mit dern er von Geburt an eingetragen ist, 
solange er insbesondere die Fortpflanzungsfühigkeit seines physischen Geschlechts behalt, überwie­
gen diesc korperli chen Eigenschaften aber doch dermassen, dass zum Schutze der Rechtssicherheit 
allein sie das <Offizielle> Geschlecht bestirnmen müssen.» 

48 Dazu nachstebend 2. d). 
49 Zum Vorkommen von Zuorduungsfchlem siehe O 'DONOVAN KATHJ:::RINE, Transsexual lroubles: The 

Discrepancy Between Legal and Social Categories, in: EowARDS (H rsg.), Gender, Sex and the Law, 
London 1985, 9, 12. 

50 Vgl. AUEERr P1ERREIREICB. H ÉLÈNE, ZZW 1987, 2, 4, Fn. JO. Zum Teil abweichend die Meinung von 
Sc ttürBACH H ENRI-ROBERT, Der Personenstand , Erfassung und Beurkundung des Zivilstandes, SPR 
lI/3 1996, 91 IT., wonach nicht die Berichtîgungsklage, sondern die Personenslandsklage (dazu nach­
stehend lil. 1.c.) zur Anwendung kommt, wenn sich im Laufe der Jahre die vorhcrrschenden 
Geschlcchtsmerkmale ohue chirurgischeu Eiugriff verlindem und gcgenüber der seelischen Verfas­
sung in den Hintergrund trete.n. 

51 Mchrheitlich wird vertreteu, dass die anatomische Geschlcchtszuweisung, das heisst die operative 
Korrektur, môglîchst früh vorgenommen werdcn sollce. Ausführlich und kritisch zum medizinischen 
Umgang mit lntersexualitii t HELDMANN ANJA, Jenseits von Frau und Mann. Intersexualitat als Nega­
tion der Zweigeschlechtlichkeit, in: HAIJSER-SCHÂUBUN/RôrrGER-RôSSLER (Hrsg.), Differenz und 
Geschlcch t, Ber lin 1998, 54 ff. ; vgl. zu dieser Problematik auch PLF.TT KONSTANZE, Intersexualitat aus 
rechtlicher Perspektive, Gigi - Zei tschrift für die sexuelle Emanzipation, Nr. 13, 2001. Siehe auch den 
Bericht einer Betroffenen, d ie eindrücklich die Folgen einer «falschen» Geschlechtszuweisung 
besch reibt, Facts vom 14.12.2000, Nr. 50, Eindeutig zweideutig, 120 ff. 
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2. Transsexualitiit und Recht in der Schweiz mit rechtsvergleichenden Hinweisen 

a) Rechtliche Rahmenbedingungen der Geschlechtsumwandlungsoperation 

Um die Kostenübernahme durch die Krankenversicherer zu gewahrleisten, ist 
eine Pathologisierung der Transsexualitat im Sozialversicherungsrecht unumgang­
lich. Nach der seit 1988 geltenden Rechtsprechung des Eidgenossischen Versiche­
rungsgerichts gehürt, da es sich beim Transsexualismus um einen pathologischen 
Zustand mit Krankheitswert handle, die Entfernung der Geschlechtsorgane des 
ursprünglichen Geschlechts zu den Pflichtleistungen der anerkannten Krankenkas­
sen.52 Seit 1994 müssen auch die Vorkehren der plastischen und Wiederherstellungs­
Chirurgie, durch welche die betreffende Persan mit neuen Geschlechtsorganen ver­
sehen wird, von der Krankenkasse übernommen werden.53 

Die Voraussetzungen einer Geschlechtsumwandlungsoperation sind in der 
Schweiz nicht ausdrücklich rechtlich geregelt. Eine indirekte Kontrolle erfolgt über 
die Voraussetzungen für die Leistungen nach Krankenversicherungsgesetz. Nach der 
Rechtsprechung des Eidgenossischen Versicherungsgerichts darf eine Operation 
erst nach vorangegangenen eingehenden psychiatrischen und endokrinologischen 
Untersuchungen und nach mindestens zweijahriger Beobachtung vom 25. Altersjahr 
hinweg ins Auge gefasst werden.54 Betrug die Beobachtungszeit weniger ais zwei 
Jahre, besteht keine Pfiicht zur Kostenübernahme durch die Krankenkassen.55 Diese 
indirekte Regulierung erscheint als unbefriedigend, da die Nichteinhaltung der 
Bedingungen durch die behandelnden Arzte die betroffenen Transsexuellen mit 
ungedeckten Kosten in grosser Hohe konfrontiert. 

b) Das Recht auf geschlechtliche Identitat in der Rechtsprechung des EGMR 

Gegen die mangelnde rechtliche Anerkennung ihrer ne uen Geschlechtsiden­
titat in vielen Landern haben Transsexuelle die Garantien der Europaischen Men­
schenrechtskonvention (EMRK) angerufen. In insgesamt sechs Entscheiden bat sich 
der Europaische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) mit Beschwerden be­
fasst, welche die fehlende Moglichkeit der Ânderung von Geburtsregistern und 
anderen Dokumenten nach einer Geschlechtsumwandlung, die darauf basierende 
Verweigerung des Eheschlusses mit einer Persan des nunmehr anderen Geschlechts 
sowie die Verweigerung der Anerkennung der Vaterschaft eines transsexuellen 
Mannes für sein durch künstliche Befruchtung gezeugtes Kind bemangelten. Das 

52 BGE 114 V 153; BGE 114 V 162; gegen die Qualifikation ais Pftichtleistung der Krankenkassen noch 
BGE J 05 V 180. 

53 BGE 120 V 463. 
54 BGE 114 V 153. 159; BGE 114 V 162. 167. Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat die Beschran­

kung auf 25 Jahrc, welche das T'ranssexuellengesetz (TSG) vorsah für die Miiglichkcit, den Namen 
bzw. den Personenstand nach erfolgter Operation zu andern, ais verfassungswidrig aufgehoben: 
BVerfGE 60, 123; BVerfGE 88. 87. 

55 Vgl. BGer, 10.12.1999, SVR 2000, KY Nr. 17. 
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Gericbt hat in fünf der Falle eine Verletzung der Konvention verneint,56 war sicb in 
den Grundfragen aber jeweils uneinig, was zu knappen Resultaten bei der Abstim­
mung geführt bat.57 In einem einzigen, Frankreicb betreffenden Fall aus dem Jahre 
1992 hat das Gericht eine Verletzung von Art. 8 EMRK (Recht auf Achtung des Pri­
vat- und Familienlebens) bejaht ,58 aber eine eigentliche Ànderung der Praxis hat 
nicht stattgefunden,59 sodass auch die jüngste Beschwerde gegen England erfolglos 
blieb.60 Dass Grossbritannien der wichtigste Beschwerdegegner zur Frage derTrans­
sexualitat ist, hangt mit dem unnachgiebigen Festhalten der englischen Gerichte am 
leading case Corbett v. Corbett61 zusammen, auf den sich die Registerpraxis stützt. 
Dieser Entscheid betraf die Frage, wie das Geschlecht in Bezug auf die Vorausset­
zung der Verschiedengeschlechtlichkeit für den Eheschluss zu bestimmen sei. Nach 
Jusn cE ÜMROD sind dafür chromosomale, gonadale und genitale Tests massgebend, 
wobei dabei nicht auf das aktuelle Geschlecht abzustellen ist, sondem auf das bei 
der Geburt festgestellte, ohne Rücksicht auf spatere operative Veranderungen des 
genitalen Faktors. Eine Berichtigung des Geburtsregisters ist dementsprechend nur 
erlaubt, wenn ein lrrtum bei der Feststellung des Geschlechts mittels dieser Tests 
vorgekommen ist.62 

Das Recht auf geschlechtliche Identitiit fa.lit ais Teil des Rechts auf Achtung des 
Privatlebens, insbesondere des Verfügungsrechts über den eigenen Kôrper, in den 
Schutzbereich von Art. 8 EMRK.63 Der EGMR bat aber bisher daraus keine Hand­
lungspfticht der Staaten im Sinne der rechtlichen Anerkennung des post-operativen 
Geschlechts abgeleitet.64 Ais Begründung wird angeführt, dass man sich in der medi­
zinischen Fachwelt über die Ursachen der Transsexualitat nicht einig sei und die 
medizinische Entwicklung noch nicht so weit sei, dass eine Geschlechtsumwand-

56 Van Oosterwijck v. Belgium, Urteil 6.1 l.1980, Serie A, Nr. 40; Cossey v. lJK, Urteil 27.9.1990, Serie A, 
Nr.184; Rees v. UK, Urteil 17.10.1996, Serie A , Nr. 106; X., Y. and Z. v. UK, Urtcil 22.4.1997; Sheffield 
and Horsham v. UK, Urteil 30.7.1998, Serie A , Nr. 84. 

57 Z .B. betrug das Stimmenverhaltnis im letzten Fall Sheffield and Horsham v. lJK, Urteil 30.7.1998, 
Serie A , Nr. 84, elf zu neun Stimmen. 

58 B. v. France, lJrteil 25.3.1992, Serie C, Nr. 232. 
59 Die Komrnission bat in rnehreren Flillen den Gerichtshof von einer Praxisanderung zu überzeugen 

versucht, vgl. W!LDJLABER Luzws, lnlemationale r Kommentar zur Europaischen Menschenrechts­
konvcntion, Kôln!BerlinfBonn/MUnchen, 1992, Art. 8, N 219 ff. 

60 Sheffield and Horsham v. UK , Orteil 30.7.1998, Serie A, Nr. 84. 
61 [1971] Probate Reports 83. 
62 Vgl. Sheffield and Horsham v. UK, Urteil 30.7.1998, Ser ie A, Nr. 84, § 27 ff. Corbett v. Corbett wird 

wegen seiner ausgrenzenden Auswirkungen für Transsexuelle in der angelsachsischen Literatur stark 
kritisiert, vgl. z.B. O'DONOVAN KA.THëRINE (Fn. 49), 9, 15 ff.: SHARPF. ANDREW NEVILLE, 6 Social & 
Legal Studies 1997, 23 ff. ; MA.SON J. K./McCAt L SMITH R. A., Law and Medical Ethics, 5.Aufl ., London 
1999, 39 ff.,42. 

63 Vgl. W!LDHABER Luz1us (Fn. 59), A rt. 8, N 208 ff. 
64 Z ul etzt Sheffield and Horsham v. UK, Urteil 30.7.1998, Scrie A , Nr. 84, § 61. Vgl. die Kritik bei WrLD­

HABER Luzrns (Fn. 59), Art. 8, N 223; H AFuGER ARTHURIScHüRMANN FRANK, Die Europaische Men­
schenrecht~konvention und die Schweiz, 2. Autl., Bern 1999, 253. 
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lungsoperation zum Erlangen aller biologischen Merkmale des anderen Geschlechts 
führe.65 Auch bestehe unter den Konventionsstaaten noch kein genügend breiter 
Konsens über wichtige rechtliche Fragen betreffend Anerkennung der Transsexua­
litat. 66 Die Staaten hatten deshalb in diesem Bereich einen grossen Ermessensspiel­
raum in der Abwagung zwischen Interessen der Allgemeinheit und des Individu­
ums. 67 

lm Entscheid B. v. France hat der EGMR die vollige Ablehnung einer Hand­
lungspflicht der Staaten aufgeweicht.68 Demnach kann eine staatliche Regelung, wel­
che dazu führt, dass Transsexuelle im taglichen Leben dauernd mit ihrer 
Geschlechtsanderung konfrontiert werden, eine Verletzung des Rechts auf Achtung 
des Privatlebens gemass Art. 8 EMRK darstellen.69 In Frankreich bestand nach einer 
geschlechtsumwandelnden Operation kein Anspruch auf Ancterung des Vornamens, 
und eine Vielzahl von Dokumenten und Identitatspapieren wiesen das ursprüngli­
che Geschlecht nach, sodass eine transsexuelle Person in den Geschaften des tagli­
chen Lebens, wo ein Identitatsnachweis notig ist, die Diskrepanz zwischen ausserem 
Erscheinungsbild und rechtlichem Geschlecht dauernd rechtfertigen musste.70 
Frankreich hat inzwischen aufgrund dieses Strassburger Entscheides seine Praxis 
geandert, sodass heute eine Anderung des Personenstandes moglich ist.71 

Die Rechtsprechung des EGMR kann dahingehend zusammengefasst werden, 
dass zwar die Konventionsstaaten das rechtliche Geschlecht nach einer Operation 
nicht andern müssen und wie im Fall von Grossbritannien auf der rechtlichen 
Unabanderlichkeit des Geburtsgeschlechts im Namen von «historischer Wahrheit» 
beharren konnen, dass aber eine gewisse Pflicht besteht, im Sinne der Achtung des 
Privatlebens einer kbrperlich geschlechtsumgewandelten Person durch Bereitstellen 
von entsprechenden Dokumenten ein Leben im Alltag unter der selbst gewahlten 
sozialen Geschlechtsidentitat zu ermüglichen. Die Fragen des Eheschlusses und der 
Elternschaft nach einer Geschlechtsumwandlung72, bleiben weiterhin den Konven­
tionsstaaten überlassen. 73 

65 Vgl. Sheffield and Horsham v. UK, Urteil 30.7.1998, Seric A, Nr. 84, § 55. 
66 Vgl. Sheffield and H orsham v. UK, Ur teil 30.7.1998, Serie A, Nr. 84, § 56. 
67 Vgl. z .B. Rees v. UK, Urteil 17.10.1986, Serie A, Nr.106, § 37. 
68 Die Lehrc war nach dicsem Entscheid sogar von einer Revision der Rechtsprecbung ausgcgangen , 

vgL etwa FROWEJN JooIEN ABR.IPEUKERT WotFGANG, EMRK-Kommentar, 2. Auft., KehVStrass­
burg/Arlington 1996, 344. Der EGMR kam jedoeh wieder auf seine alte Rechtsprechung zurüek in 
Rees v. UK, Urteil 17.10.1996, Se rie A, Nr.106, und Sheffield and Horsharn v. UK, Urteil 30.7.1998, 
Se rie A, Nr. 84. 

69 B. v. France, Urteil 25.3.1992, Serie C, N r. 232, § 63. 
70 B. v. France, Urte il 25.3.1992, Serie C, Nr. 232, § 59. 
71 Cour de Cassation, Assemblée plénière, Entscheid vom 11.12.1992: J.C.P. 1993, II, 21991. 
72 Vgl. nachstehend Teil IIJ. 
73 Vgl. PETITTI Lorns-EDMONo/DECAUX E MMAN!.JEL/lMBERT PIERRE-HENRI, La Convention E uropéenne 

des Droits de l'Homme, 2. Aufl., Paris 1999, 312. 
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Die parlamentarische Versammlung des Europarates konnte aufgrund der feh­
lenden Verbindlichkeit ihrer Empfehlungen weiter gehen als der Europaische 
Gerichtshof für Menschenrechte. Sie erliess im Jahre 1989 eine Empfehlung,74 wel­
che die Mitgliedstaaten dazu auffordert, die Berichtigung des Geschlechts von 
Transsexuellen in den Geburtsregistern und den Identitatspapieren sowie den Vor­
namenswechsel zu erlauben.75 Kurz davor batte sich auch das Europaparlament in 
derselben Richtung geaussert.76 

c) Die Anderung des rechtlichen Geschlechts in der Schweiz und im Ausland 

Tm Gegensatz zu verschiedenen emopaischen Liindern, welche Spezialgesetze 
insbesondere für die personenrechtlichen Fragen der Transsexualitat geschaffen 
haben,77 kennt die Schweiz kein eigenes «Transsexuellengesetz». In verschiedenen 
kantonalen Urteilen wurde jedoch die geanderte geschlechtliche ldentitat einer trans­
sexuellen Persan im Rahmen von Begehren auf Registeranderung anerkannt.78 Nach 
der bundesgerichtlichen Rechtsprechung und der herrschenden Lehre handelt es sich 
dabei um eine Statusklage auf Feststellung der Geschlechtsanderung und nicht um 
eine Klage auf Berichtigung einer Registereintragung. 79 

74 Recommendation 1117 vom 29.9.1989. 
75 Ziffll lit. a und b der Empfehlung. 
76 Vgl. die Entschliessung zur Diskriminierung von Transscxucllen vom 12.9.1989, AB!. Nr. C 256 

(9.10.1989). Die Entschliessung des Europaparlamentes beinhaltet neben dem Aufruf an die Mitglied­
staaten der EG, den Geschlcchtswechsel auf Gcburtsscheinen und Identitatsdokumenten und die Vor­
namensanderung zu erlauben, auch die Aufforderung, den Zugang zu Geschlechtsumwandlungsope­
rationen zu sichem inkl. Koslenübernahme durch die Krankenversicherung, arbeitslosc Transsexuel­
le zu unterstützen sowie durch weitere Massnahmen die Diskriminierung von Transsexuellen zu 
beki.impfen. Zur Anwendbarkeit der EG-Gleichbehandlungsrichtlinic auf die Diskriminierung wegen 
Transsexualitat vgl. die Rs. C/13/94 P.-S. und Cornwall County Council, Sig. 1996 I-2143. 

77 Schweden 1972, Deutschland 1980, Italien 1982, Nicderlande 1985, Türkei 1988; vgl. GRANET FRÉDÉRI­
QUE, Consolidated Report on Transscxualism in Europe, in: International Commission on Civil Status 
(Hrsg.), Transsexualism in Europe, Strassburg 2000, 5, 11 ff.; Wm. MTCHAEL R., Les conditions juridi­
ques d 'une intervention médicale pour changer de sexe: la situation en droit comparé, in: Conseil de 
l'Europe (Hrsg.). Transsexualisme, médecine et droit, Strassburg 1995, 81, 87. 

78 Vgl. BGE 11911 264,269; bereits: Urteil des Kantonsgerichts Neuenburg vom 2. Juli 1945, SJZ 1946, 
23 ff.; Urteil des Zürcher Ohergerichts vom 15. Oktober 1956, ZR 1965, Nr. 60; Urteil des Zivilgerichts 
Basel-Stadt vom 27. Juni 1961, ZBL 1961, 418 ff.; Urtcil des Gerichtsprasidenten von Laupen vom 
17. Februar 1971, ZZW 1971, 129 f.; Urteil des Gerichtsprasidenten von Vevey vom 9. Mai 1974, ZZW 
1975, 181 ff.; Urteil des Zivilgcrichts Basel-Stadt vom 8. Mai 1979, ZZW 1979, 281 ff.; Urteil des Kan­
tonsgerichts Neuenburg vom 15. Dezcmber 1980, Recueil de jurisprudence neuchâteloisc 1980-81, 
38 ff.; Urteil des Zivilgcrichts Basel-Stadt vom 17 . .Tuli 1981, ZZW 1985, 374 ff. 

79 BGE 119 II 264. 269; BGE 92 II 128, 132; CAVELTI URS PETER, Berichtigung und Statusklage, deren Ab­
grcnzung und Anwendung, ZZW 1980, 65, 69; AUllf.RT PlERREIREJCH HÉLÈNE, ZZW 1987, 2, 4 f.; SCHÜT'­
llACH HENRI-ROBERT (Fn. 50), 93. Seit 1.1.2000 sind beide Klagcn in Art. 42 ZGB geregelt; vgl. Botschaft, 
BBI 1996, 52. Zu den Unzulanglichkeiten dieser Novelle vgl. SANDOZ Suz.EITE/P10TFT DENIS, A propos 
du changement de sexe d'une personne mariée, quelques réflexions de droit privé et d'assurances socia­
les sur le jugement d'état civil. in: Mélanges en l'honneur de Jean-Louis Duc, Lausanne 2001, 215, 224. 
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Nach der schweizerischen Praxis ist eine Ânderung von Geschlecht und Voma- < 

men,t10 unter Umstanden auch des Familiennamens81, in den Registern moglich, < 
wenn eine Geschlechtsumwandlungsoperation stattgefunden hat. Die rechtliche > 

Anerkennung einer Geschlechtsanderung soli nach der kantonalen Rechtsprechung 
und der Literatur da von abhangen, dass die Fortpflanzungsfühigkeit im ursprünglic .. 
chen Geschlecht ausgeschlossen ist.82 Damit wird auch die vom Bundesgericht im .·.·( 
Interesse der Rechtssicherheit verlangte Irreversibilitat der Geschlechtsumwand- .··· 
Jung erfüllt.83 Fortpflanzungsunfahigkeit wird auch in den auslandischen Spezialge­
setzen verlangt.84 

In einigen Landern verlangt die Gesetzgebung explizit, dass durch den operati­
ven Eingriff eine deutliche Annaherung an das Erscheinungsbild des anderen 
Geschlechts erreicht worden ist.85 Auch in der schweizerischen Praxis spielt die kür­
perliche Erscheinung im Rahmen der Prüfung einer Geschlechtsanderung eine 
wesentliche Rolle. Sie wird in den medizinischen Gutachten thematisiert.86 Das 
schweizerische Recht kennt jedoch im Gegensatz zum Ausland keine Beschrankun­
gen betreffend der Staatsangehbrigkeit der Personen, welche die Ânderung von 
Geschlecht und Vomamen verlangen dürfen.87 

Wenn ein gerichtliches Urteil über die Geschlechts- und Vornamensanderung 
ergeht, erfolgt die Verarbeitung in den Registern. Gemass der bisherigen Lehre 
musste die Ànderung nur im Familienregister umgesetzt werden, eine Eintragung im 
Geburtsregister erfolgte hingegen nicht, da die Geschlechtsanderung keine Rück­
wirkung hat.AA Diese Losung wurde damit gerechtfertigt, dass in der Schweiz der 

80 Das Gericht, das eine Klage aufFeststellung eines Geschlechtswechsels gutheisst, bestimmt im Urteil 
auch den von der betroffencn Person gewahlten Vornamen. 

81 Auch der psychologische Grund, nach der Geschlechtsanderung zum weiblichen Geschlecht den 
Madchennamen der Mutter als Familiennamen annehmen zu wollen, kann für eine Namensanderung 
nach Art. 30 Abs. l. ZGB genügen, vgl. Direktion des Innern, Gerichts- und Verwaltungspraxis d es 
Kantons Zug, 1995/1996, 147. 

82 V gl. Urteil des Zivilgerichts Basel-Stadt vom 17. Juli 1981, ZZW 1985, 374, 376; AUBERT PmRREiREICH 
HÉLÈNE, zzw 1987, 2, 3. 

83 Vgl. BGE 119 Il 264, 270. 
84 Deu tschland:§ 8 Abs. 1 Ziff. 3 Transsexuellengesetz (TSG); Niederlande: A rt. 29a Abs. 1 lit. b Burger­

lijk Wetboek (BW); Schweden: vgl. GRANET FRÉDÉRIQUE (Fn. 77) , S, 12. 
85 Deutschland:§ 8 Abs. 1 Ziff. 4 TSG; in den Niederlanden wird die Anpassung n ur verlangt, soweit dies 

medizinisch oder psychologisch môglich ist: Art. 29a Abs. 1 BW. 
86 Vgl. GRANET FRÉDÉRIQUE (Fn. 77), 16. 
87 Anders in Deutschland: § 1 Abs. 1 Ziff. 1 TSG (nur deutsche Staatsangehfüige, Staaten- oder Hei­

matlose und Asylberechtigtc und Flüchllinge); Niederlande: Ar t. 29a Abs. 1 und 3 BW (niederlandi­
sche Staatsangehôrigkeit oder Aufen thalt von einem Jahr). 

88 VgL BaslerKomm/HEuss r..ER Art. 45 ZGB N 8; HEUSSLER W1u 1, Geschlechtsanderungen im Famili­
enregister, ZZW 1990, 166 ff.; GEISER THOMAS, Aspects juridiques de la transsexualité, in: Mélan ges 
édités à l'occasion de la 5()<mc Assemblée générale de la Commission internationale de l'Etat Civil 
Neuchâtel 1997, Bern 1998, 33, 37. 

34 



FamPra.ch 1/2002 Transsexualitat und Recht 

Geburtsschein eine weniger wichtige Rolle spielt ais im Ausland,89 weil der Nach­
weis über den aktuellen Zivilstand mittels Auszügen aus <lem Familienregister 
(Familienschein und Personenstandsausweise) erbracht wird.90 Wo ein Geburts­
schein insbesondere im internationalen Verkehr benôtigt wird, konnte eine transse­
xuelle Person jedoch einen Geburtsschein beziehen, auf dem die Geschlechtsande­
rung vennerkt war.91 Diese unbefriedigende Situation wurde mm erkannt und eine 
Gesetzesanderung in Kraft gesetzt, welche die Geschlechtsanderung auch im 
Geburtsregisler für obligatorisch erklart .92 

Verschiedene registertechnische Massnahmen werden ergriffen, um die Persôn­
lichkeit der transsexuellen Person zu wahren. Zum einen darf auf dem Auszug aus 
dem Farnilienregister die Tatsache der Geschlechtsurnwandlung nicbt zum Ausdruck 
kommen.93 Zum anderen darf nicht ersichtlich sein, dass ein eventuell vorhandener 
geschiedener E hepartner dem nunmehr gleichen Geschlecht angehbrt.94 Auch die 
Persbnlichkeitsrechte von geschiedenem Ehepartner und Kindem werden gewahrt, 
indern für die transsexuelle Person ein neues Registerblatt erdffnet wird und die 
Austragung bloss mit «Ànderung des Personenstandes» begründet wird.95 Im beson­
deren Fall der Geschlechtsanderung bei Weiterbestand der Ehe, der uns weiter 
unten beschaftigen wird, gestaltet sich aufgrund der Voraussetzung der Verschie­
dengeschlechtlichkeit für den Eheschluss der Respekt für die Persbnlichkeitsrechte 
des Ehepaares schwieriger. Unklar ist, ob nur die Vornarnens- oder auch die 
Geschlechtsanderung in den Registern eingetragen werden solJ.96 

Unabhangig von einer operativen Geschlechtsumwandlung oder als Vorberei­
tung darauf besteht die Môglichkeit, nur den Vomamen zu andem, um eine neu 
gewahlte Geschlechtsidentitat auszudrücken.97 Das deutsche Transsexuellengesetz 

89 VgJ. GEISER THOMAS (Fn. 88), 33, 38. 
90 Vgl. Ar t.140b ZStV. 
91 Vgl. GEISER T HOMAS (Fn. 88), 33, 38. 
92 Art. 52 Ziff. 1 ZStV, Fassung gemass Ziff. 1 der Verordnung vom 24. Oktober 2001, in Kraft seit 1. Ja­

nuar 2002 (AS 2001 3068). 
93 HEUSSLF.R W!LLJ , zzw 1990, 166, 170. 
94 Ygl. HEUSSLER Wru.J, Geschlechtsanderung einer geschiedenen Frau; Verarbeitung im Familiem egis­

ter , ZZW 1993, 3, 5; HEUSSLER WrLu , ZZW 1990, 166, 171; Beschluss des Bezirksgerichtes Zürich vom 
8.1 0.1974, zzw 1975, 3, 6. 

95 Vgl. H EUSSLER WrLLI, ZZW 1990, 166, 171; vgl auch GRANET FRÉPÉRIOUE (77), 5, 20. 
96 Offenbar wurde aufgrund des Urteils des Bezirksgerichts St. G allen vom 26. November 1996 nur der 

Vorname, jedoch nicht das Geschlecht in den R egistern geandert, vgl. Bemerkungen HE\JSSLER W1LLJ, 
Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe durch die Hintertür, ZZW 1997, 161, 169. 

'if7 Auch im Wehrpflichtsersatuecht hat der Beginn d er medizinischen Behandlung bereits recbtliche Fol­
gen . Es wurde am 28. Juni 2001 eine Vereinbarung zwischen den Ersatzbehôrden und traru;X - lnfor­
mationsstelle für Transsexualitat und Geschlechterfragen - getroffen , wonach die Ersatzabgaben ab 
Beginn der Hormonbehandlung und b is zur Personenstandsanderung gcstundet und nach der Perso­
nenstandsanderm1 g erlassen werden (Ziff. 21 der Vereinbarung, vgl. http://www.transx.ch/militaer.pdf). 
Zur Befreiung von einer Busse, die aufgrund Verweigerung der Schiessptlicht auferlegt worden war 
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sieht dies mit der so genannten «Kleinen Losung»98 ausdrücklich vor. Gesetzliche 
Grundlage im Schweizer R echt ist Art. 30 Abs. 1 ZGB, wonach die Regierung des 
Wohnsitzkantons einer Persan die Anderung des Namens bewilligen kann, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. Das Bedürfnis, im alltaglichen Leben die transsexuelle 
Identitat zu leben, ohne sich dem schwer wiegenden Eingriff der operativen Entfer­
nung der Geschlechtsorgane unterziehen zu müssen, genligt unseres Erachtens als 
wichtiger Grund, um eine solche Namensanderung zu bewilligen.99 Allenfalls genügt 
dazu bereits die Annahme eines neutralen Vornamens.100 

Eine Situierung der Schweiz im europaischen Umfeld zeigt, dass sie mit ihrer 
Praxis bezüglich der Behandlung von Gesuchen um rechtliche Ànderung von 
Geschlecht und Vorname zu den fortschrittlicheren Staaten in Europa gehort und 
relativ vie! R aum fur eine selbst bestirnmte Geschlechtsidentitat bie tet. Doch auch 
und gerade diese vergleichsweise offene Praxis tragt, wie sich nachfolgend zeigen 
wird, zur Konstruktion der Transsexualitat durch Medizin und Rec)lt bei, welche 
letztendlich die eingangs thematisierte Bipolaritat der Geschlechterordnung weiter 
zementiert. 

d) Die Konstruktion der Zweigeschlechtlichkeit in der Rechtsprechung zur 
Transsexualitat 

Mangels einer gesetzlichen Regelung in der Schweiz mussten die mit Antragen 
von Transsexuellen konfrontierten kantonalen Gerichte die Kriterien fur die recht­
liche Geschlechtsumwandlung selbst entwickeln. Sie sehen einen Wechsel des 
Geschlechtes dort angebracht, wo eine grosstmôgliche Annaherung von Kürper und 
Verhalten an die fur <las andere Geschlecht gültige Norm vorliegt. Ein psychiatri­
scher Gutachter wird zitiert: «Er bezeichnet die Gesuchstellerin, die er im Juni 1973 
erstmals sah , iiusserlich ais viel eher mannlich denn weibJich: <Eher schmales Gesicht 
mit grosser Nase, kurze Haare, eher tiefe Stimme, auffallend breiter Schultergürtel, 
flache Brust, eher grosse Hande, kraftiger Gang mit grossen Schritten.»>w1 Der 
lnstruktionsrichter bestiitigt diesen Eindruck: «Sie wirkt heute ausgesprochen 
mannlich; niemand halt sie für eine Frau.»102 Dass es dabei nicht nur um die iiusse­
ren Geschlechtsmerkmale, sondera in erster Linie um die Erfüllung von 
Geschlechtsrollenerwartungen geht, zeigt die darauf folgende Erganzung: «[ ... ] zeigt 

und welche der (noch) wehrpfi.ichtige Mann-zu-Frnu Transsexuelle nicht bezahlen konnte, weil er auf­
grnnd seiner Identitiitslrrise unverschuldet zahlungsunfiîhig geworden war, vgl. Orteil des Militarap­
pellationsgerichts Zürich vom 17.10.2001, NZZ vom 18. Oktober 2001, 43. 

98 § l ff.TSG. 
99 So wird auch die schweizerische Recbtslage in der rech tsvergleichcnden Studie der Internationalen 

Kommission für das Zivilstandswesen dargestellt, vgl. GRANET FRÉDÉRIQUE (Fn. 77), 9, 16. 
100 Vgl. Urtcil des Zivilgerichts Basel-Stadt vom 8. Mai 1979, ZZW 1979, 281 ff. 
101 Beschluss des Bezirksgericht5 Z ürich vom 8. Oktober 1974, ZZW 1975, 3, 4. 
102 Beschluss des Bezirksgerichts Zürich vom 8. Oktober 1974, ZZW 1975, 3, 5. 
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es sich auch, dass schon wahrend der Ehe die mannlichen Charakterzüge bei der 
Gesuchstellerin überwogen; der Haushaltführung oblag sie nur widerwillig; eine 
eigentliche Mutterliebe fehlte ihr, dagegen leitete sie zusammen mit ihrem Ehemann 
ein Architekturbüro und <Stellte dabei ihren Mann))).103 

Für die rechtliche Anerkennung genügt es aber nicht, sich nur ausserlich dem 
aoderen Geschlecht anzunahern: «Wohl hat sie ihre Brüste amputieren lassen, es 
aber abgelehnt, sich einer Maskulinisierungsoperation zu unterziehen. Dies zeigt, 
dass sie nicht um jeden Preis dem mannlichen Geschlecht angehûren will.»104 Die 
Fortpftanzungsfunktion erscheint als das massgebende Kriteriurn, welches über die 
Geschlechtszugehürigkeit entscheidet, die Bedingung der fehlenden Fortpflanzungs­
fahigkeit wird eingeführt, aus der tiefen Besorgnis um das Eintreten der «grotesken 
Situation, wenn der zum Mann erklarte Mensch ein Kind gebaren würde».1°5 Nicht 
die rechtlichen Unterschiede von Vaterschaft und Mutterschaft werden angeführt, 
sondern es wird suggeriert, dass darnit eine schlicht undenkbare Situation entstünde, 
welche die binare Geschlechterordnuog vollig durcheinander bringen würde. Diese 
Ordnung basiert auch auf der Norm der Heterosexualitiit, welche in der Ehe insti­
tutionalisiert ist. Die Eintragung eines gebarfühigen Mannes oder einer zeugungs­
fahigen Frau würde diese unterwandern. 

Die Sexualitat der transsexuellen Person wird überhaupt als etwas Suspektes 
betrachtet und es wird mit Erleichterung festgestellt, wenn über eine Gesuchstelle­
rin (die zum Mann werden môchte) gesagt werden kann: «Die Sexualitat steht bei 
ihr nicht im Vordergrund; sie ist nicht die Lesbierin, als die sie im Scheidungsprozess 
geschildert wurde, die auf dem Wege der Geschlechtsumwandlung zu grosserem 
Lustgewinn kommen mëchte»106. Unter dem alten Sexualstrafrecht, das eine Bestra­
fung von homosexuel.leu Handlungen vorsah, befanden sich Transsexuelle zudem 
auf der Grenze zwischen legaler und illegaler Lust.107 

Bemerkenswert ist die Stellungnahme des Zivilstandsamtes Basel-Stadt zu 
einer Klage auf Anderung des Personenstandes im Jahre 1961: «Für ein Neutrum ist 
in unserer Kulturordnung kategorienmiissig kein Raum, und dementsprechend geht 
auch die Registerführung davon aus, dass ein Mensch entweder dem weiblichen oder 
aber dem miinnlichen Geschlecht zugeordnet werden muss.»108 Das Amt anerkennt 
mit dem Bezug auf den kulturellen Zusammenhang, dass es sich bei der rechtlich 
verordneten Zweigeschlechtlichkeit keineswegs um ein universell geltendes Prinzip, 
sondern vielmehr urn eine Konstruktion handelt. Interessant ist die Einordnung des 
Gesuchstellers, ein Frau-zu-Mann-Transsexueller, in die ausserrechtliche Kategorie 

103 Bescbluss des Bezirksgericbts Züricb vom 8. Oktober 1974, ZZW 1975, 3, 6. 
104 Urtcil des Zivilgerichts Bascl-Stadt vom 19. Oktober 1951, ZBI 1952, 316. 
105 Urteil des Zivilgerichts Basel-Stadt vom 19. Oktober .1951, ZBI 1952, 316, 317. 
106 Beschluss des Bezirksgerichts Zürich vom 8. Oktober 1974, ZZW 1975, 3, 5. 
107 Vgl. Urteil des Obcrgerichts Zürich vom 29. Juni 1990, SJZ 1991 , 193. 
108 Urteil des Zivilgericbts Basel-Stadt vom 27. Juni 1961. ZBl 1961, 418. 
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«Neutrum». Die «Petentin» (rechtlich gilt der Gesuchsteller noch als Frau) sei «ein 
Mensch mit mannlicher Psyche, der korperlich ein Neutrum ist».HJ9 Das Zivilstands­
amt anerkennt sozial diesen Menschen nicht ais Mann, muss aber notgedrungen zu 
einer Zuordnung zum selbst gewahlten «psychischen» Geschlecht seine Zustim­
mung geben - in Respekt für den «unerhôrten und fundamentalen Schritt», den der 
«Ausbruch aus der bisherigen Geschlechtsgemeinschaft» bedeute. In ahnlicher 
Weise drückt das Neuenburger Kantonsgericht im Jahre 1945 seine Bedenken 
bezüglich der Moglichkeit des volligen Geschlechtswechsels aus: «L. n 'étant ni un 
homme parfait, ni une femme parfaite, il faut le ranger dans la catégorie des êtres 
humains dont il se rapproche le plus.»110 

Die kantonalen Gerichte werden bei der Beurteilung von Klagen auf Ànderung 
des Geschlechts auf die UnzuHinglichkeit der rechtlichen Geschlechtskategorien 
gestossen. Bisher unhinterfragte, fur «natürlich» gehaltene Unterscheidungen und 
Zuordnungen erscheinen plotzlich durch Unterwanderungen der Geschlechterlinie 
ais in Frage gestellt. Die Idee der Invariabilitat des biologischen Geschlechts muss 
verabschiedet werden, gleichzeitig findet jedoch eine Reaffirmation der Bipolaritat 
der biologischen und sozialen Geschlechterordnung statt. Die Beschrankung des 
Rechts auf zwei Geschlechtskategorien ist Folge und gleichzeitig unabdingbare Vo­
raussetzung für diese. 

Menschen, die weder Mann noch Frau, sondern eben transsexuell sind, müssen 
um jeden Preis zugeordnet werden. Die Überlegungen, wie diese Zuordnung erfol­
gen soll, geben Aufschluss über die Vorstellungen über Geschlechtsrollen, die in der 
betreffenden Zeit sozial akzeptiert und gangig sind. Die Geschlechterordnung basier­
te zur Zeit der ersten Entscheide noch sehr klar auf unterschiedlicher rechtlicher 
Behandlung und Rollenzuweisungen, und die offentlich gefuhrte Gleichstellungsde­
batte stand noch bevor. In den Entscheiden werden denn auch die unterschiedlichen 
Verhaltensweisen und Rollen von Mannern und Frauen hervorgehoben, die Begrün­
dungen orientieren sich nicht nur am Sex in der Fonn von ausserlichen Geschlechts­
merkmalen, sondern auch am Gender, dem normgemassen Geschlechtsrollenverhal­
ten. Die enge Verbindung von Geschlecht und Sexualitat wird dabei offenbar. Die 
jüngeren Entscheide und die Literatur widerspiegeln die im Zuge der Frauenbewe­
gung erreichte Sensibilisierung fur starre geschlechtsspezifische Verhaltensnormen. 
Die Zuordnung zum neuen Geschlecht wird nun allein aufgrund der medizinischen 
Bestatigung der Entfernung der ursprünglichen Geschlechtsteile und der fehlenden 
Fortpflanzungsfühigkeit vorgenommen. 111 Da auch die medizinische Konstruktion 
des Transsexuellen an der Bipolaritat orientiert ist, wird das reduzierte Angebot an 
rechtlichen Geschlechtskategorien nach wie vor nicht in Frage gestellt. Unangetastet 

Hl9 Urteil des Zivilgerichts Basel-Stadt vom 27. Juni 1961, ZBl 1961, 418. 
110 Urteil des Kantonsgerichts Neuenburg vom 2. Juli 1945, SJZ 1946, 23, 25. 
11 1 Vgl. Urteil des Bezirksgericbts St. Galien vom 26. November 1996, SJZ 1997, 442, 443. 
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bleibt auch die Verbindung von Gender ais sozialem Geschlecht mit Sex, also kür­
perlicher Geschlechtlichkeit. Inkongruenten, k:ôrperlich und sozial nicht überein­
stimmenden Formen von Geschlechtsidentitat, wie sie Transsexuelle wiihlen, die eine 
Operation ablehnen, bleibt die rechtliche Anerkennung verschlossen.m 

IV. Transsexualitiit und Eherecht 

J. Allgemeines 

Eine Geschlechtsumwandlung hat abgesehen von den das Registerrecht betref­
fenden Fragen vor allem Implikationen für <las Eherecht, 113 zumal die Ehe ais Kern­
projekt der polaren Zweigeschlechtlichkeit bezeichnet werden kann. 114 Dem Ehe­
recht ist wie keinern anderen Rechtsgebiet die Sex- wie auch die Gender-Dichoto­
mie immanent. Auch die damit verbundene heterosexuelle Norm ist darin tief ver­
ankert. Die Verschiedengescblechtlichkeit soli nach dem Willen des Bundes auch 
kü.nftig ein begriffsnotwendiges Element der Ehe bleiben, dies in Abweichung zu 
gewissen Entwicklungen in auslandischen Rechtsordnungen.115 Einem so gestalteten 
Eherecht ist Transsexualitat ais geschlechterüberschreitendes oder geschlechterver­
bindendes Phanornen freilich fremd, woraus sich Konflikte zwischen dem Recht auf 
sexuelle ldentitat und der Ehefreibeit ergeben konnen. 

lnsbesondere zwei eherechtliche Fragen haben international zu Auseinander­
setzungen Anlass gegeben: lst für die Ehescbliessung <las bei Geburt festgestellte 
biologische Geschlecht oder das spater erworbene, irn Zeitpunkt der Eheschliessung 
bestehende und zugleich gewahlte Gescblecht massgebend? Und was geschieht, 
wenn im Laufe der Ehe eine Persan ihre Geschlechtszugehêirigkeit andert? 

2. Geschlecht und Eheschliessung 

Auf den ersten Blick scheint die Antwort auf die Frage, welches Geschlecht für 
die Eheschliessung massgebend ist, einfach: Der Registereintrag alleine entscheidet 
über das Geschlecht einer Person und ist zugleich Grundlage für die Feststellung, ob 

112 So auch für die anglo-australische Rechtslage SHARPE ANDREW NEVILLE, 6 Social & Legal Studies 
1997, 23, 43 ff. 

113 Die im Zusamm enhang mit Transsexualitat auftretcndcn Rechtsfragen sind freilich vielfliltig. Einen 
Überblick gibt GEISER THOMAS (Fn. 88), 33 ff., insbesondere 38 ff. 

114 Vgl. BüCHLER ANDREA, Eherech.t und Geschlechterk.onstruktion. Ein Bcitrag zur Abschaffung der 
institutionalisierten Zweigeschlechtlichkcit, in: Yerein Pro FRI (Hrsg.), Recht Richtung Frauen. 
Beitrage zur ferninistischen Rcchtswissenschaft , LachenfSt. Galien 2001, 59 ff. 

115 Vgl. Bundesamt für Justiz, Die rcchtliche Situation gleichgeschlcchtlicher Paare im schweizerischcn 
Recht. Problerne und Lôsungsansatze, 1999, insbesondere 60 f. . neu Von:ntwurf B undcsgesetz über 
die registrierte Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paarc, November 2001. 
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die Voraussetzung der Verschiedengeschlechtlichkeit für die Eingehung einer Ehe ·. 
erfüllt ist.116 Probleme ergeben sich indes im internationalprivatrechtlichen Zusam-: · · 
menhang, namentlicb im Bezug auf die Anerkennung auslandischer Eheschliessun~ ···· 
gen. Interessant sind dazu insbesondere zwei Urteile, welche veranschaulichen, wie 
die am Register orieotierte und insofern objektivierte Losung des Problems auch 
absurde Resultate hervorbringen kann. 

lm ersten Entscheid117 batte das Bundesgericht über die Anerkennung einer in 
Danemark geschlossenen Ehe 11s eines registermassig gleichgeschlechtlichen Paars 
zu urteilen. Eine Partei hatte sich bereits vor der Eheschliessung einer geschlechts­
umwandelnden Operation unterzogen. Eine entsprechcnde Ànderung des Z ivil­
standsregisters blieb indes aus, was jedoch für die danischen Beh6rden offenbar kein 
Hinderungsgrund für die Trauung war. Das Bundesgericht schützte die Argumen­
tation der Vorinstanz, wonach eine im Sinne des Registereintrags gleichgeschlecht­
liche Ehe nicht anerkannt werden konne, da dies mit dem schweizerischen Ordre 
publicl19 offensichtlich unvereinbar ware. Es verwies diejenige Person, die eine 
operative Geschlechtsumwandlung durchgemacht hatte, auf den Weg der Feststel­
lungsklage ihres neuen Geschlechts. Eine Ànderung des Personenstandes, so das 
Gericht, kënne namlich nicht dem personlichen Empfinden des betroffenen Trans­
sexuellen überlassen werden, da sonst die Grundvoraussetzungen der herkommli­
chen Ehe, sprich die Norm der Heterosexualitat, allzu Jeicht unterlaufen werden 
konnten. Die Moglichkeit, dass die erfolgte Eheschliessung in Danemark auch den 
Geschlechtswechsel impliziert haben kbnnte, zumal das danische Recht die gleich­
geschlechtliche Ehe ebenso wenig kennt, und eine so erfolgte «Legalisierung» auch 
für schweizerische Zwecke batte hinreichend sein kônnen, bat das Gericht nicht 
erwogen. 

Der Sachverhalt , der <lem Entscheid des Departementes für Inneres und Militar 
des Kantons St. Gallen zugrunde lag, ist hingegen deutlich anders gelagert.120 Streit­
gegenstand war die Eintragung einer in Grossbritannien gültig geschlossenen Ehe in 

116 Eine damit zusammenhiingende Frage ist diejenige, ob ein Ehegatle die Ehe anfech ten kann, falls sie 
odcr er zum Zeitpunkt der E heschliessung nichts über die Geschlechtsumwandlung gewusst hat. 
Art. 107 Ziff. 3 ZGB Jasst die Ungültigkcitsklage zu, wenn der Ehegattc die Ehe gesch!ossen hat, we.il 
er über wesentliche pcrsonliche E igenschaften des anderen absichtlich getiiuscht worden ist. Lehre und 
Praxis scheincn sich darin einig zu sein, dass das Nichtwissen bezichungsweise das Vcrschweigen der 
Geschlechtsumwandlung Grund fiir die Anfechtbarkeit der Ehc ist, dies wohl im Wesentlichen wegcn 
der fehlenden Fortpüanzungsfabigkeit. Ygl. ZBl 1961, 418, 419. l m selben Urteil heisst es an anderer 
St elle ( 421 ): « Wie der Gutachtcr ausführt, unterscheidet sicb die Ehe praktisch und psychologisch 
kaum von einem Fall, in dem die Frau einen Kriegsverstümmelten heiratet, dem Hoden und Penis 
weggeschossen worden sind unçl der einen plastischen Ersatzaufbau seiner Geschlechtsorgane 
tragt». 

117 BGE 119 II 264 ff. 
118 Art. 45 IPRG. 
11 9 Art. 27 Abs. 1 IPRG. 
J 20 ln SZŒR 2001, 210 f. 
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die schweizerischen Zivilstandregister. Eine Partei hatte sich einer operativen Ge­
schlechtsumwandlung unterzogen und wies nun dieselben kë>rperlichen Ge­
schlechtsrnerkmale wie ihr Ehepartner auf. Doch Grossbritannien kennt bekannt­
Jich keine Moglichkeit, eine Geschlechtsumwandlung personenstandsmassig aner­
kennen zu lassen, das heisst, die Persan behalt trotz Geschlechtsumwandlung zeitle­
bens dasjenige Geschlecht, welches im Geburtsregister eingetragen ist. Dieser Ein­
trag ist mm gemass dem st.-gallischen Urteil auch für die Frage massgebend, ob die 
Ehe unter dem Gesichtspunkt des Ordre public in der Schweiz anerkannt werden 
kann. Folglich sind zwar die Eheleute in ihrer Erscheinung ein gleichgeschlechtliches 
Paar, dank des konservativen englischen Rechts erfüllen sie jedoch personenstands­
massig die für die Anerkennung der Ehein der Schweiz unerlassliche Voraussetzung 
der Verschiedengeschlechtlichkeit. 

Eine unvoreingenommene Betrachterin, einen unvoreingenommenen Betrach­
ter mogen die Ergebnisse dieser beiden Entscheide erstaunen. Einem ausserlich ver­
schiedengeschlechtlichen Paar wurde die Anerkennung ihrer Ehe verweigert, hinge­
gen wurde einem in Bezug auf die sexuelle Tdentitat und physische Erscheinung 
gleichgeschlechtlichen Paar dieselbe gewahrt. Die Frage scheint berechtigt, ob die 
Ordre-public-Widrigkeit einzig vom Vorliegen bestimmter Personaldokumente 
abhangcn kann: Was genau «verletzt das einheimische Rechtsgefühl in unertragli­
cher Weise>>? Liegt die Ordre-public-Widrigkeit tatsachlich in der personenstands­
massigcn Ungereimtheit und nicht vie! eher in der wahrnehmbaren und gelebten 
gleichgeschlechtlichen Beziehung, die zugleich als Ehe anerkannt werden soll?l21 
Für das in diesen beiden Urteilen vertretene formalistische Argumentationsmuster 
sprechen allenfalls Praktikabilitatsgründe. Sachgerechte Entscheidungen, die der 
Komplexitat und Differenziertheit des Ordre-public-Konzepts gerecht werden, rnüs­
sen sich jedoch mit der Transsexualitat auseinander setzen und sich den Fragen rund 
um die sexuelle Identitat der betroffenen Personen stellen. Es geht in diesen Fallen 
schliesslich weniger um die Definition und den Kerngehalt der Ehe ais heterose­
xue\le Gemeinschaft als vielmehr um die Definition von Mann und Frau, urn die 
Position der Transsexuellen im rechtlichen Gefüge und um ihr Recht auf sexuelle 
Identîtat. 

3. Die Geschlechtsumwandlung wahrend der Ehe 

Erfolgt die operative Geschlechtsumwandlung wahrend der Ehe, so hat diese 
allein keinen Einftuss auf den Bestand einer rechtsgültig zustande gekommenen 
ehelichen Verbindung. Doch wie ist das Begehren um rechtlichen N achvollzug einer 
Geschlechtsumwandlung zu beurteilen, wenn die Gesuchstellerin oder der 
Gesuchsteller verheiratet ist? Die Anderung des Registereintrages einer verheirate-

l.21 Kritisch auch die Bemerkung zum Urteil, SZIER 2001, 212 f. 
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ten Person führt im Ergebnis zu einer gleichgeschlechtlichen Ehe, das heisst zu 
einem der schweizerischen Rechtsordnung fremden Institut. 

Wie bereits erwahnt, kann nacb der Rechtsprechung nùttels einer Statusklage 
die gerichtliche Feststellung des Geschlechtswechsels einer Person erwirkt werden. · 
Es besteht indessen keine gesetzliche Grundlage, um die Aufiësung einer allenfalls 
bestebenden Ehe zu verlangen, weder als Voraussetzung für eine operative Ge­
schlechtsumwandlung noch als Bedingung der Eintragung ins Register.122 Gleich­
wohl vertritt die Lehre, soweit sie sich überhaupt mit dieser Frage befasst hat, 
mehrheitlich die Ansicht, dass eine verheiratete Person erst eine Ànderung 
des Zivilstandsregisters beantragen kann, wenn die Ehe vorher aufgelost worden 
ist.123 Vereinzelt wird hingegen vertreten, die mit der Registeriinderung betraute 
Behôrde dürfe den rechtlichen Nachvollzug der operativen Geschlechtsumwand­
lung nicht verweigern, weil der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin verheiratet 
ist, zumal rechtlich lediglich ein Zustand festgestellt wird, der de facto bereits 
bestanden bat, und deshalb als solcber nicht gegen den Ordre public verstossen 
kann.124 In diesen - zweifellos singuHiren - Fallen sei die gleichgeschlechtliche Ehe 
zu dulden. 

Der unseres Wissens einzige Entscheid 125, der sich dieser Thematik angenom­
men und die jüngere Diskussion gepragt hat, teilt diese letzte Ansicht. lm besagten 
Entscheid ging es darum, dass ein verheirateter Mann-zu-Frau-Transsexueller mit 
mannlichem Vornamen nach einer geschlechtsumwandelnden Operation das 
Gesuch stellte, er sei in den Zivilstandsregistern ais Frau einzutragen und es sei ihm 
ein weiblicher Vorname zu erlauben. Die Ehefrau erklarte ihr Einverstandnis zu die­
sem Begehren. Das Gericht nahm im Rahmen der richterlicben Lückenfüllung eine 
sorgfaltige Abwagung der auf dem Spiel stehenden lnteressen vor. Es gelangte zum 
Schluss, dass in dieser Konstellation das Recht des verheirateten Transsexuellen auf 
geschlechtliche ldentitat und sein Interesse an der Anerkennung des neuen 
Geschlechts sowie sein Interesse und das Interesse seiner Ehefrau am Fortbestand 
der Ehe und schliesslich <las offentliche Interesse am Schutz funktionierender 
Lebensgemeinschaften gegenüber dem offentlichen Interesse am Schutz des Institu­
tes Ehe in seiner überlieferten Auspriigung klar überwiegen. Das Gericht bezog in 
seine Überlegungen auch die gesellschaftlichen und rechtlichen Entwicklungen mit 
ein, die sowohl im Bereich gleichgeschlechtlicher Beziehungen wie auch im Bereich 
des Rechts auf sexuelle ldentitat zu verzeichnen sind. Das Gericht hat schliesslich 
einen sensiblen, an den realen Gegebenheiten und den Bedürfnissen der Betroffe-

122 Vgl. BUCHER ANDREAS (Fn. 45) , N 328. 
123 Vgl. H EGNAUER CYR1LIBREITSCHMID P ETER, Grundriss des Eherechts, 4. Aull , Bern 2000, N 7.05; 

MERON! R UDOLF, Dogmatik und praktische Bedeutung des schweizcrischen Eheungültigkeitsrechts, 
Diss., Zürich 1984, 9.; ausführlich H EussLER W1LLI, ZZW 1997, 161, 168 f. 

·124 Vgl. Ü ElSER THOMAS (Fn. 88) , 33, 42; SANDOzJPIOTET (Fn. 79), 215, 231. 
125 llrteil des Bezirksgerichts St. Galien vom 26. November 1996, SJZ 1997, 442 ff. 
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nen orientierten Entscheid getroffen: «Wo aber eine Ehe die grossen Belastungen 
des Jangwierigen Geschlechtsumwandlungsprozesses aushalten konnte - oder die­
sen gar erst ermôglichte -, ist offensichtlich eine aussergewôhnlich starke und über­
zeugte Gemeinschaft zwischen den Partnern vorhanden. Umso weniger befriedi­
gend erscheint es deshalb, wenn in diesem Fall von staatlicher Seite auf die Aufiô­
sung der Ehe hingewirkt würde. Der Gesuchsteller müsste sich ausserdem zwischen 
zwei unbefriedigenden Zustanden entscheiden: Aufrechterhaltung der Ehe mit der 
Folge der grossen Alltagsprobleme, die sich aus der Diskrepanz zwischen kôrperli­
chem und rechtlichem Auftreten ergibt, oder Yollendung des Geschlechtsande­
rungsprozesses mit der Folge, dass die Ehe gegen den Willen sowohl des Gesuchstel­
Jers ais auch seiner Partnerin aufgegeben werden müsste.»126 

Dieser Entscheid veranlasste die Liberale Fraktion im Nationalrat, mittels Postu­
lat den Bundesrat mit der Prüfung der juristischen Folgen einer Geschlechts­
umwandlung zu beauftragen.127 Die heftige und teilweise polemische Kritik am 
Urtei1128 zeitigte rasch Wirkung. Das Bundesamt für Justiz sah sich nicht nur genôtigt , 
gegen die aufgrund des Entscheides ergangene Eintragungsverfügung Rekurs einzu­
legen, in der Meinung, <las Bezirksgericht St. Galien habe dmch seine Entscheidung 
die gleichgeschlechtliche Ehe eingeführt und so den Grundsatz der Gewaltenteilung 
verletzt, es wies gleichzeitig aile Àmter an, die Eintragungen zukünftiger Geschlecht­
sumwandlungen betreffend nicht mehr ledige Personen von der Vorlage eines Ehe­
scheidungs- oder Ehenichtigkeitsurteils oder des Todesscheins des frü heren Ehegat­
ten abhangig zu machen.129 Und mit einer im Jahre 2000 in Kraft getretenen Revision 
der Zivilstandsverordnung wurde ein Beschwerderecht des Bunclesamtes für Justiz 
gegen kantonale Entscheide in Zivilstandssachen eingeführt.130 

Die im Kreisschreiben des Bundesamtes für Justiz vertretene Losung lehnt sich 
an diejenige in Deutschland an, wonach nur unverheiratete Personen einen Antrag 
auf Ânderung der Eintragung des Geschlechts im entsprechenden Register stellen 
konnen.131 Das niederlandische Recht hingegen , das einst dieselbe Regelung kann-

126 U rteil des Bczirksger ichts St. Gallen vom 26. Novernber 1996, SJZ 1997, 442, 445. 
127 Postulat der LiberaJen Fraktion «Ehe und Geschlechtsumwandlung» vom 4. Dezember 1997. 
128 Vgl. die Bemerkung zum U rteil von HEUSSLER WlLLI. ZZW 1997, 161, 168 f. H EUSSLER ruft aus­

drücklich dazu auf, gegen <las Ehepaar vorzugehen: «Es ist zu hoffen, dass sich ein Winkelried findet, 
dass jemand den Mut aufbringt. gerichtlich feststelJen zu lassen, dass die Ehe im vorlicgcnden Falle 
nicht mehr besleht, und zwar seit der Wu ksam keit der Geschlechtsii.nderung.» Dies würde wohl 
nichl so vie) Mut brauchen, wie trotz widrigsten rechtlichen und offenbar auch sonstigen Umstanden 
für die gelebte Partncrschaft einzutreten. 

129 Eidgenossischcs Amt für das Zivilstandswesen, Eintragungen von Geschlechtsumwandlungen in 
Zivilstandsrcgistern. Kreisschreiben vom 2. Juli 1997 an die kantonalen Aufsichtsbehôrden im Zivil­
standswcscn , ZZW 1997, 241 f. 

130 Art. 20 Abs. 4 ZStY. 
131 § 8 Abs. 1 Z iff. 2 TSG. So auch zum Beispicl Schweden und Ôsterreich: vgl. G RANET FRÉDÉRIQUE 

(Fn. 77), 5, 12 
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te, ist durch die Ôffnung der Ehe für gleichgeschlecbtliche Paare dahingehend gean- ... 
dert worden, dass nun auch verheiratete Personen eine Ànderung des Registerein~ i 
trages verlangen konnen.132 Eine andere Losung kennen das türkische und italieni­
sche Recht, wonach im Falle einer Ànderung des GeschJechts im Zivilstandsregister 
die Ehe autornatisch aufgelost wird.133 Da dem schweizerischen Recht die Zwangs~ 
scheidung ganzlich fremd ist, dürfte die geltende Rechtslage letztere Losung nicht 
zulassen. 134 Auch die Ebeungültigkeit kommt nicht in Betracht, da die Vorausset­
zung der Geschlechterverschiedenheit zum Zeitpunkt der Eheschliessung zweifellos 
erfüllt war. Doch auch die im Kreisschreiben propagierte Lbsung scheint in mehre~ · 
rer Hinsicht problematisch: Die Geschlechterverschiedenheit ist in tatsachlicher 
Hinsicht bereits mit dem operativen Eingriff weggefallen, die Anderung des Regis~ 
tereintrags ist lediglich die Feststellung eines Zustands, der bereits geschaffen ist. 
Das Recht auf den rechtlichen Nachvollzug einer veranderten geschlechtlichen · 
Identitat ist ein grundlegendes, sich aus grundrechtlichen Positionen ergebendes 
Recht, das der betroffenen Person nicht aus sachfrernden Erwagungen verweigert 
werden darf. Deshalb ist unseres Erachtens die Verknüpfung der Ànderung des 
Registereintrages mit der Frage nach dem Schicksal einer bestehenden Ehe im Hin" 
blick auf Art. 8 und Art. 12 EMRK zumindest kritisch zu beurteilen. t35 Schliesslich · 
ist der Ehepartner der transsexuellen Person im Verfahren um die personenstands" • 
massige Geschlechtsanderung gar nicht beteiligt, wahrend die Voraussetzung eines 
Scheidungsurteils freilich auch seine Position tangiert.136 Es ist wiederum aus grund- · 
rechtlichen Überlegungen zumindest problematisch, der transsexuellen Persan das 
Recht auf sexuelle Identitat zu verweigern, weil die Zustimmung des Ehepartners 
zur Scheidung fehlt. 137 Nicht zuletzt ist es schwer einzusehen, warum den Ehegatten 
die Scheidung auferlegt werden soll, nachdem sie viele belastende Prüfungen auf 
sich genommen und damit auch die Tragfahigkeit ihrer Beziehung unter Beweis 
gestellt haben. So bleibt unseres Erachtens für diese Fiille nur die Losung, eine 

132 Vgl. Foru1ER CAROLINE, Opening Up Marriage to Same Sex Partners and Providing for Adoption by. 
Sarne Sex Couples, Managing Information On Sperm Donors, and Lots of Private International Law, 
in: BAlNHAM (Hrsg.) , The International Suvery of Family Law 2000, Bristol 2000, 239, 251. 

133 Türkei: Art. 29 CC; Italien: Art. 4 TSG, dazu ausführlich VECCHI PAOLO MARIA, Der Transsexualis­
mus im deutschen und italienischen Recht, Diss., Frankfort am Main 1991, 115 ff. Eine andere Aus­
legung geht davon aus, dass die veranderte Geschlechtszu gehbrigkeit lediglich einen Scheidungs­
grund für den Partner begründet. 

134 So auch ScttWANDER Tvo, Bemerkungen zum Urte il des Bezirksgerichts St.Galien vom 26. Novem-
ber 1996, AJP 1997, 340, 345; SANDOZiPmmr (Fn. 79), 215. 235. 

135 So auch FORDER CAROLINE (Fn. 132). 239. 251. 
136 Vgl. auch GEJSER THOMAS (Fo. 88), 33, 41 f. 
137 Allerdings dürften wohl die Voraussetzungen des Art. 11 5 Z GB erfüllt se in. Demnach kiinnte die 

Ehe gegen d en Willen des Partners oder der Partnerin aufgelost werden und folglich der rechtliche 
Nachvollzug der Geschlechtsurnwandlung stattfinden. 
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''LAnderung der relevanten Register trotz bestehender Ehe zuzulassen,138 was auf­
grund seiner fehlenden bindenden Wirkung auch entgegen dem anders lautenden 
Kreisschreiben des Bundesamtes für Justiz môglich ist.139 

V. Perspektiven: Ansatze jenseits eindeutiger Zweigeschlechtlichkeit 

Wenn operierte Transsexuelle im Wesentlichen wegen fehlender Fortpflan­
zungsfahigkeit als «Neutrum>> und damit als geschlechtslose Menschen beschrieben 
werden, wird ihnen das Recht auf eine eigene Geschlechtsidentitat abgesprochen. 
Bis anhin lag die Strategie der Transsexuellenbewegung denn auch in erster Linie 
darin, die Anerkennung der neuen Identitat in einer der gangigen G eschlechtsbe­
zeichnungen einzufordern. Es zeigte sich aber, dass das vôllige Hinüberwechseln in 
ein neues Geschlecht eine Fiktion ist.140 Die Befreiung aus dem ungeliebten Kôrper 
und die schmerz- und opferreiche Anpassung an eine neue Norm erweist sich für 
viele als Ausdruck ein und desselben unterdrückenden Geschlechtersysterns.141 Das 
Ziel, ais dem neuen Geschlecht zugehbrig durchzugehenl42 und im taglichen Leben 
nicht ais transsexuelle Persan aufzufallen, ist besonders für Mann-zu-Frau-Transse­
xuelle schwierig und kann nur von wenigen erreicht werden. Die «Identitiitspoli­
tik»143 der Gemeinschaft von Transsexuellen orientiert sich deshalb neu. Das Kon­
zept der Konstruktion bietet dabei theoretische Hilfe: Wenn die Zweigeschlechtlich­
keit ais soziales Konstrukt erkannt wird, so liegt als nachster Schritt die Dekon­
struktion und die Neudefinition von Geschlechtskategorien nahe, welche Raum las­
sen für multiple und variable Identitaten. 

Die Anfechtung der dominanten Einordnung von Transsexuellen im bipolaren 
Schema kommt nicht am Rechtssystem in seiner Wirkungsweise ais Produzent von 
Geschlechtsidentitaten144 vorbei. ln der Beschwerde Roetzheim v. Deutschland an 
die Organe der EMRK wurde eine solche Herausforderung an das Recht formuliert. 

138 So wohl auch die Rechtslage zum Beispic l in Belgien , Luxembourg oder Polen: vgl. GRANET 
F RÉDÉ.RIOLIE (Fn. 77), 5, 20, 22. 
Vgl. BUCl·!ER ANDREAS (Fn. 45), N 328. 

140 Vgl. WHJTTLE STEPHE N (Fn. 36), 4. 
141 Vgl. WHITTLE STEl'HEN (Fn. 36), 4. 
142 In der englischsprachigen Literatur a is «passing» bezeichnet, vgl. WHITTLE STEPHEN, (Fn. 36) , 4. 
143 D er Begriff «ldcntitatspolitik» (cn gl. identîty-po litics) wird verwendet für politische Strategien im 

Kampf gegen Unterdrückung aufgrund von Geschlecht, Sexualitat, E thnie, Rasse, Behinderung usw., 
welche auf der Selbstbestimmung einer kollekliven und individueUen Identitii.t beruhen. Für e ine 
Auseinandersetzung mit den Problemen solcher Strategien im Bereich des Feminismus vgl. z.B. BEN­
.HABfll SEYLA, Von de r Politik der Tdentitat zum soz.ialen Feminismus: E in Plii.doye r fU r die neunziger 
Jahre, in: KRElSKY EvAl'SAUER BIRGIT, Geschlechte rverhaltnisse im Kontext politischer Transforma­
tion, Polîtische Vierteljahresschrift, Sonderheft 28, 1998, 50 ff. 

144 Vgl. SMART CAROL,'The Wom an of Legal Discourse, 1 Social & Legal Studies 1992, 29,34. 
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Der Beschwerdeführer, ein Mann-zu-Frau-Transsexueller, hatte vor den deutschen /. 
Gerichten un ter anderem gefordert, ihm die Anderung des rechtlichen Geschlechtes / 
gemass Transsexuellengesetz zu gewahren, obwohl er sich keiner Geschlechtsumc' 
wandlungsoperation unterzogen hatte. Er rügte die Verletzung seines Rechtes auf < 
Achtung des Privatlebens nach Art. 8 EMRK durch die Bedingung der Fortpflan- (­
zungsunfahigkeit und der operativen Angleichung an das neue Geschlecht. Die ) 
Beschwerde wurde von der Kommission für nicht zulassig erkliirt.145 Der Gedanke < 

der Geschlechtswahl jenseits von anatornischen Zwangen wurde mit der Beschwerde -•·i 

aber ins Spiel gebracht. Ob dies den Keim zur Entwicklung eines Rechts «auf freie 
Geschlechts-Selbstbestimmung»146 in sich birgt, wird sich in der Zukunft weisen. 

Die Erzahlungen transsexueller Personen zeigen, dass wir ein bestimmtes _ 
Geschlecht vor a!lem deshalb sind, weil wir es für andere sind, gleichzeitig immer aus 
einer vergeschlechtlichten Position aus andere wahrnehmen.141 In dieser Verscbran­
kung von Erfahrung der Betroffenen und Umwelt148 kommt auch <lem Recht eine 
bedeutende Rolle zu. Die heutige Gesetzgebung und Praxis mit ihrer festgeschriebe­
nen dualistischen Konzeption determiniert in starkem Masse die Identitatsbildung 
inner- und ausserhalb biologischer Geschlechterkategorisierungen, zumal biologische 
Tatsachen zu Rechtsprinzipien gemacht werden, und das rechtlich-medizinisch iden­
tifizierte biologische Geschlecht eine sozial-strukturierende Grosse ist. Geraten die 
«natürlichen» Kongruenzen ins Wanken, so versucht die rechtliche Praxis die ver- _ 
wischten Grenzen zwischen den Geschlechtern und zwischen Homosexualitat und 
Heterosexualitat wieder mühsam nachzuziehen. Unseres Erachtens sollte eine 
zukünftige Gesetzgebung und Praxis dem Widerstand gegen das Diktat der Zweige- _ 
schlechtlichkeit und die standige Reproduktion von Geschlechterordnung mit Ansat­
zen jenseits eindeutiger Zweigeschlechtlichkeit nachgeben. Dafür ist eine rechtliche 
Anerkennung der Selbstdefinition und -identifikation, von Zwischenraumen, Ambi­
valenzen und «mu/tiple-identities», der Moglichkeit der Wandlung notwendig. Eine 
offenere Konzeption von Geschlecht, welche Inkongruenzen biologischer, sozialer 
und rechtlicher Geschlechteridentitaten und -kategorisierungen «ertragt», muss nicht 
nur die strikt binare Struktur aufgeben, sondern darüber hinaus die Bedeutung des 
Geschlechts ais ordnungspolitisches Merkmal grundlegend hinterfragen. Konkret 
bedeutet dies zum Beispiel nicht nur, die Voraussetzungen für eine personenstands­
miissige Geschlechtsiinderung zu überdenken, sondern ebenso im Bereich des Ehe­
recbts die standige (Re)inszenierung der Zweigeschlechtlichkeit zu überwinden. 
Dafür müsste die Vorausse tzung der Verschiedengeschlechtlichkeit aufgegeben wer­
den, sei es durch die Ôffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare oder durch die 

145 EKMR Roetzheim v. D eutschland, 23.10.1997, Nr. 31177196. 
146 VgL WILDHAllER L u z1us (Fn. 59), Art. 8, N 208. 
147 Wegweisend die Arbeit von LINDEMANN GESA, Das Paradoxe Geschlecht Transsexualitiit im Span­

nungsfeld von Kürper, Leib und Gefühl, Frankfurt am Main 1993_ 
148 Vgl. HrRSCHAUER STEFAN (Fn. 22), insbesondere 21 ff. 
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Abschaffung des lnstituts.149 Die Tatsache, dass <las schweizerische Recht kein Gesetz 
zurTranssexualitat kennt, ist als Chance zu werten für eine Politik und Praxis, die sich 
vom Kongruenzgebot zwischen anatomischem, kulturellem und rechtlichem 
Geschlecht, zwischen Geschlechtsidentitat und sexueller Praferenz verabschiedet.iso 

VI. Schlussbemerkung: Es gibt den falschen K0rper nicht 

"Tt is time to assert that there is no , wrong body' and that all bodies are alright, 
whatever their shape or genital status. It is the power of the norm, and of medicine and 
law, which take the cultural meanings made of biology as ultimate truth, that sustains 
our deviant status, body regulation and discrimination. "151 

Transsexualitat kann als Aufforderung verstanden werden, Identitatskonzep­
tionen und gesellschaftliche Zwange zur Geschlechterkonformitat offen zu legen, 
Schleier vermeintlicher N atürlichkeit zu lüften, den Blick für die Vielfalt zu scharfen 
und über das Geschlecht als kontingente Grundregel unseres Seins nachzudenken. 

Zusammenfassung: Transsexualitat ais Phdnomen der Inkongruenz zwischen biolo­
gischem und sozialem Geschlecht macht sichthar, dass das Recht auf einer auf zwei 
Geschlechter heschriinkten Ordnung basiert. Der Beitrag diskutiert anhand der perso­
nenstandsrechtlichen Geschlechtsdnderung und der eherechtlichen Fragen, die sich bei 
Transsexualitat stellen, wie das Recht bei der Konstruktion dieser bipolaren 
Geschlechterordnung mitwirkt. Werden die Normen der Zweigeschlechtlichkeit und 
der Heterosexualitdt hingegen hinterfragt, tut sich die Perspektive einer rechtlichen 
Anerkennung von selbst definierter Geschlechtsidentitüt auf 

Résumé: La transsexualité en tant que non-coïncidence entre le sexe biologique et le 
sexe social démontre que le droit se base sur un système limité à deux sexes. A travers 
le changement de sexe dans le droit du statut des personnes et à travers les questions 
du droit de la famille qui se posent en cas de transsexualité, la contribution discute 
comment le droit participe à la construction de ce système bipolaire. Si les normes de 
la binarité du sexe et de l'hétérosexualité sont remises en question, la perspective d'une 
reconnaissance juridique de l'identité sexuelle auto-définie s'ouvre. 

149 Vgl. BOCHLERANDREA (Fn. 114), 59, 85 ff. 
150 HoLZLE!THNER zeigt in ihrem Beitrag am Beispiel der Queer-Bewegung auf, wie die neuere akade­

mische und (sub)kulturelle Entwicklung sich von den Korrespondenzen verabschiedet bat. Vgl. 
HOLZLEITHNER EusABl'.TH, Sex in Queer Times: Korper, Praktiken & Identitaten, http://www.ser­
vus.at/fakultaet/v-holzleithner.html. 

151 HooLEV 1994, zitiert in SttARPE ANDREW NEVILLE, 6 Social & Legal Studies 1997, 23. 
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